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DIE GEMEINSAME  
AUSSENPOLITIK IN DER KRISE

In den Staatskanzleien und Außenministe-
rien der EU-Mitgliedsstaaten war das Jahr 
2020 nicht nur von der Corona-Pandemie, 
sondern auch vom bangen Warten auf den 
Wahlausgang in den Vereinigten Staaten 
geprägt. Die Wahl Joseph Bidens wurde 
schließlich mit großer Erleichterung auf-
genommen. Die Hoffnung auf eine Restau-
ration oder gar Erneuerung der transatlan-
tischen Beziehungen prägt seit Monaten 
die außenpolitischen Debatten, sei es im 
Hinblick auf Russland und China oder mit 
Verweis auf den Klimaschutz. Die Verunsi-
cherung weiter Teile der politischen Eliten 
über die Rolle Europas in der Welt speist 
sich aus dem außenpolitischen Kurs der 
Trump-Administration, die die multilate-
ralen Elemente der transatlantischen Ord-
nung beschnitt – mithin die Einheit des 
Westens. Diese Sorgen korrespondieren 
mit einer inneren Krise der europäischen 
Integration, die sich in der geringen Koordi-
nation der nationalen Maßnahmen zur Ein-
dämmung des Corona-Virus und vor allem 
im Streit um die Bewältigung der ökonomi-
schen Folgen der Pandemiekrise manifes-
tiert. 

Immerhin konnte sich der Europäische 
Rat im Juli 2020 unter dem Namen «Next 
Generation EU» auf ein Programm über 
750 Milliarden Euro gemeinsamer europä-

ischer Anleihen zur Unterstützung schwer 
betroffener Mitgliedstaaten verständigen. 
Dennoch verweisen sowohl die Eskalation 
der Pandemie im Kontext kaputtgesparter 
Gesundheitssysteme als auch die vorange-
gangene Debatte um gemeinsame Staats-
anleihen (Eurobonds) auf die tiefe Krise der 
wettbewerbsstaatlichen Integrationswei-
se der EU. Einerseits gibt es fundamenta-
le Kritik daran, andererseits bemühen sich 
wie in jeder Krise der EU zahlreiche – auch 
oppositionelle – Akteure um normativ be-
gründete Visionen einer Erneuerung Eu-
ropas. Letztere reichen von einer Neube-
gründung Europas als Bundesstaat bis zur 
Vorstellung der EU als Akteurin mit eigen-
ständigen Interessen. Dabei fallen Fragen 
von großer realpolitischer Bedeutung je-
doch unter den Tisch: Welche Außenpolitik 
kann die von der wettbewerbsstaatlichen 
Integrationsweise getragene EU über-
haupt formulieren? Setzt eine europäische 
Außenpolitik gar zunächst eine Transfor-
mation der Integrationsweise voraus? 

Wie im Folgenden zu zeigen ist, bewegt 
sich europäische Außenpolitik immer im 
Kontext des Integrationsprozesses. Die 
seit Langem andauernde Krise der wett-
bewerbsstaatlichen Integrationsweise hat 
in den letzten Jahren die Kapazität der EU, 
als außenpolitische Akteurin zu agieren, 
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strukturell begrenzt. Der Prozess der Ver-
gemeinschaftung der Außen- und Sicher-
heitspolitik der EU hat an Fahrt verloren 
bzw. sich vermehrt auf Fragen des Grenz-
regimes konzentriert (vgl. Oberndorfer 
2019). Tendenzen der weiteren Vergemein-
schaftung auf diesem Feld finden primär 
nicht in der EU, sondern im Rahmen der 
NATO oder im Bereich der Industriepolitik 
(PESCO) statt (vgl. Serfati 2020).

Dennoch haben die transatlantischen 
Spannungen unter der Trump-Adminis-
tration noch zugenommen. Allerdings 
wird nur selten debattiert, inwieweit diese 
Spannungen eine Krise der äußeren Bedin-
gungen der europäischen Integration dar-
stellen und welche Probleme sich daraus 
für die Formulierung der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik ergeben. 
Wer sich mit der Außenpolitik der EU be-
schäftigen oder aus linker Perspektive eine 
alternative Außenpolitik entwickeln will, 
muss sich daher nicht nur mit der Verge-
meinschaftung der Außen- und Sicher-
heitspolitik der EU, sondern gerade auch 
mit ihrer inneren Krise – der Krise ihrer In-
tegrationsweise – sowie mit den sich wan-
delnden äußeren Bedingungen ihrer Exis-
tenz als Union beschäftigen. Ebendiese 
sorgen derzeit auch im Denken der außen-
politischen Eliten in Deutschland für eine 
Verunsicherung, die trotz allem mitschwin-
genden Pathos ihre reale historische Be-
gründung hat.

WELCHE AUSSENPOLITIK 

KANN DIE VON DER WETT-

BEWERBSSTAATLICHEN 

INTEGRATIONSWEISE  

GETRAGENE EU FOR- 

MULIEREN? SETZT EINE 

EUROPÄISCHE AUSSEN- 

POLITIK EINE TRANSFOR- 

MATION DER INTEGRA- 

TIONSWEISE VORAUS?
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BEGINN DER EUROPÄISCHEN 
INTEGRATION UNTER  
US-HEGEMONIE 

Die europäische Integration hat sich nach 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs trotz 
aller Spannungen und Krisen im transat-
lantischen Verhältnis weitgehend kom-
plementär zur US-Hegemonie entwickelt. 
Grundlegende Züge der angestrebten (glo-
balen) Nachkriegsordnung, darunter for-
male Dekolonialisierung und Demokrati-
sierung bei gleichzeitiger Offenhaltung der 
Seewege sowie Souveränität der Völker 
über ihre Regierungsform, haben die USA 
und Großbritannien schon 1941 in Gestalt 
der Atlantik-Charta vereinbart (vgl. Hobs
bawm 1998). Obgleich eine liberale Antwort 
auf die Herausforderung durch den deut-
schen und italienischen Faschismus, wur-
de sie zum Ausgangspunkt für den Grün-
dungsprozess der Vereinten Nationen unter 
Führung der Hauptmächte der Alliierten, 
den USA, Großbritanniens und der Sowjet
union. De facto stellen die Vereinten Natio
nen damit eine institutionalisierte Fortset-
zung der antifaschistischen Kriegskoalition 
dar. Insofern ihre Gründungscharta die ge-
meinsame Zusammenarbeit der souverä-
nen Nationen in Fragen der internationalen 
Sicherheit mit dem Ziel des Friedens in den 
Mittelpunkt rückte, war sie als Rahmen 
für eine multilaterale Friedensordnung ge-
dacht; 1948 kam die Allgemeine Erklärung 
der Menschrechte hinzu. 

Allerdings wurde die reale Dynamik der 
neuen Staatenordnung im Zuge des begin-
nenden Kalten Kriegs rasch von der Kon-
kurrenz antagonistischer Gesellschafts-
entwürfe überlagert. Innerhalb dieses 
globalen Ost-West-Antagonismus er-
gab sich insbesondere in den Zentren des 
transatlantischen Raums der Druck, wich-
tige Forderungen der Arbeiterbewegung in 
die hegemoniale politische Agenda aufzu-
nehmen (vgl. ebd.: 356 ff.). Ausgerechnet 
unter Führung der USA wurden die ersten 
Nachkriegsjahrzehnte zu einem Zeitalter 
der Sozialdemokratie. Ihr «Empire by Invi-
tation» konstituierte sich als «Embedded 
Liberalism»: Er wurde von der Prämisse 
getragen, dass eine liberale Welthandels
ordnung durch eine nicht liberale Welt
finanzordnung getragen werden müsse, 
um die Autonomie der nationalen Wohl-
fahrtsstaaten nicht durch unkontrollier-
te Finanzströme zu gefährden (vgl. Hellei-
ner 1994: 4). Unter der Führung der USA 
bildeten kapitalistische Hegemonie und 
hegemoniale Konzession an die Lohnar-
beiten einen Nexus, den institutionell die 
Bretton-Woods-Institutionen (Internatio-
naler Währungsfonds/IWF, Weltbank und 
der General Agreement on Tarifs and Trade/
GATT) absicherten. Sie bildeten wichtige 
Handlungsarenen der US-Hegemonie und 
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waren Kondensationskeime einer multila-
teralen westlichen Ordnung. Den Staaten 
der westlichen Hemisphäre, insbesonde-
re in Europa, ermöglichte dies, ihre eige-
nen kapitalistisch-korporatistisch-wohl-
fahrtsstaatlichen Entwicklungspfade trotz 
gleichzeitiger Einbettung in die US-Hege-
monie zu verfolgen und so auch sozialisti-
sche Tendenzen einzudämmen.

Die US-Hegemonie konsti
tuierte sich also bei Wei-
tem nicht nur auf ihrer über-
legenen ökonomischen 
und militärischen Macht, 
sondern auf einem Multi
lateralismus, der für zahl-
reiche westliche Staaten 
zur Bedingungsmöglichkeit 
ihrer eigenen Souveränität 
wurde. Vor allem für die 
Bundesrepublik Deutsch-
land war die Rückgewinnung ihrer ver-
lorenen Souveränität mithin nur auf den 
Schultern der transatlantischen Ordnung 
denkbar. Das rüstungspolitische Bestre-
ben, das (west-)deutsche Gewaltpoten-
zial dauerhaft einzuhegen, führte bereits 
1951 zur Vergemeinschaftung der west-
europäischen Kohle- und Stahlpolitik in 
Gestalt der supranationalen Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) 
und schuf so eine wichtige Vorläuferinstitu-
tion der europäischen Integration. 

Die ökonomischen Dynamiken sollten 
sich schließlich als die dafür entscheiden-
den erweisen: Wachsende Handelsver-
flechtungen zwischen den Ökonomien 
Westeuropas, aber auch die Fusionen und 

Übernahmen nationaler Konzerne, die zur 
Bildung transnationaler europäischer Kon-
zerne führten, ließen den Wunsch nach 
einer verstärkten multinationalen und 
transnationalen Koordinierung der europä-
ischen Wirtschaftspolitiken entstehen (vgl. 
Mandel 1967). Dieser Wille materialisierte 
sich in den Römischen Verträgen, die 1957 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

(EWG) begründeten. Das 
Zusammenwachsen der 
europäischen Konzerne ba-
sierte dabei wesentlich auf 
US-amerikanischen Inves-
titionen und Kapital (vgl. 
Poulantzas 1974). Und die 
europäische Integration in 
Gestalt der EWG blieb we-
sentlich ein Rahmen zur Ko-
ordinierung der nationalen 
wohlfahrtsstaatlichen Ent-
wicklungspfade. Diese Ko-

ordinierung der Pluralität der «Embedded 
Liberalisms» in Westeuropa stabilisierte 
nicht zuletzt die transatlantische Ordnung: 
Die politökonomische Staatslogik drängte 
hin zur europäischen Integration, die sich 
komplementär in die transatlantische Ord-
nung fügte.

Die direkt von der Ratio des Kalten Kriegs 
beherrschte geopolitische Staatslogik ver-
langte auf militärischem Gebiet nach einer 
noch engeren transatlantischen Integra
tion, welche eine unmittelbare Bindung der 
einzelnen europäischen Staaten, von denen 
längst nicht alle Mitglieder der EWG waren, 
an die USA sicherstellte. In diesem Kontext 
ist das Scheitern früher Entwürfe einer ver-
tieften westeuropäischen Zusammenarbeit 

DIE POLITÖKONO

MISCHE STAATSLOGIK 

DRÄNGTE ZUR 

EUROPÄISCHEN 

INTEGRATION, DIE 

SICH KOMPLEMENTÄR 

IN DIE TRANSATLAN-

TISCHE ORDNUNG 

FÜGTE.
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im Bereich der Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik wenig überraschend: Westeu-
ropas innere Integration basierte auf einer 
Pluralität von Staaten, deren Souveränität 
ihrerseits auf den Schultern der transat-
lantischen Ordnung ruhte, die militärisch 
durch die NATO abgesichert wurde. Son-
derwege, wie der französische, bestätig-
ten die Regel und lokalisierten sich zudem 
innerhalb der Ordnung. Einer ausgepräg-
ten Vergemeinschaftung der europäischen 
Verteidigungspolitiken waren damit inhä-
rente Grenzen gesetzt und das Projekt einer 
gemeinsamen westeuropäischen Armee 
war gar unrealistisch. Es wäre bestenfalls 
bedingt komplementär zum sich konstitu-
ierenden Modus der europäischen Integra
tion gewesen, der sich auf den Schultern 
der transatlantischen Ordnung artikulier-
te. Auch deshalb (und nicht nur wegen des 
Vetos der französischen Nationalversamm-
lung) scheiterte der Pleven-Plan einer Euro-
päischen Verteidigungsgemeinschaft und 
eröffnete so den Weg zum deutschen NA-
TO-Beitritt im Jahr 1955.

Von einer Krise der US-Hegemonie ist erst-
mals Ende der 1960er Jahre die Rede. Diese 
fällt nicht nur zusammen mit militärischen 
Niederlagen, wie in Vietnam, und mit ei-
ner relativen Abnahme des US-Anteils am 
globalen Bruttosozialprodukt, sondern ist 
das Ergebnis von qualitativen Umstruktu-
rierungen in der Organisation der Produk-
tion, den Liefer- und Wertschöpfungsket-
ten und nicht zuletzt dem Kräftegleichwicht 
der Klassen geschuldet, die zu Verlagerun-
gen des Produktionsprozesses aus den ka-
pitalistischen Zentren heraus zwangen. In 
anderen Worten: Um die Krise zu lösen, 

wurden mittels der beginnenden Verlage-
rungen von Produktionsstandorten in die 
Staaten der (damaligen) kapitalistischen 
Semiperipherie einerseits die Vorausset-
zungen für neue Profite westlicher Kon-
zerne und der ökonomischen Erholung der 
Zentren geschaffen. Andererseits verlager-
ten die westlichen Ökonomien – allen voran 
die US-amerikanische – wichtige Teile ihrer 
produktiven Basis und damit ihrer ökonomi-
schen Macht, insbesondere nach Ostasien.

Trotz der Niederlage in Vietnam sollte sich 
ausgerechnet auf dem politischen und mi-
litärischen Feld die US-Hegemonie als weit 
robuster als im Bereich des Ökonomischen 
erweisen: Die Durchsetzung der neolibera-
len Entwicklungsparadigmen in Gestalt des 
Washington Consensus war in letzter Ins-
tanz durch Zwang abgesichert, der zum Ein-
satz kam, wenn lokal Blockaden des Neo-
liberalisierungsprozesses auftraten. Die 
wachsende militärische Überlegenheit der 
NATO wurde in der Spätphase des Kalten 
Kriegs zum ökonomischen Problem der re-
alsozialistischen Staaten, das deren innere 
Widersprüche unlösbar verschärfte. Einzig 
China hatte sich dem erfolgreich entzogen, 
denn seine Konflikte mit der UdSSR hatten 
ein Arrangement mit den USA ermöglicht – 
so konnte ein Rüstungswettlauf vermieden 
und Zeit für innere Reformen gewonnen 
werden. In der Folge gelang es China, sich 
komplementär in die globale kapitalistische 
Ordnung zu integrieren und zugleich seine 
ökonomischen Steuerungskapazitäten zu 
nutzen, um seine Position in der globalen Ar-
beitsteilung Schritt für Schritt zu verbessern. 
Erst in den 2000er Jahren wurde aus der 
Komplementarität zunehmend Konkurrenz.
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VERGEMEINSCHAFTUNG  
DER EUROPÄISCHEN AUSSEN
POLITIK NACH 1990

Der Zusammenbruch der realsozialisti-
schen Staatenwelt war folglich weniger 
das Ergebnis ungebrochener ökonomi-
scher Stärke des Westens, sondern der in-
neren Widersprüche und ökonomischen 
Schwächen jener Staaten, die durch die 
verschärfte geopolitische Konkurrenz po-
tenziert wurden (vgl. Hobsbawm 1998: 
572 ff.). Der Siegeszug des neoliberalen Pa-
radigmas hatte seit den späten 1970er Jah-
ren die soziale Kohäsion auch innerhalb der 
kapitalistischen Zentren belastet, war zu-
gleich aber auch die Bedingung eines neu-
en Schubs der politischen und ökonomi-
schen Integration Westeuropas gewesen: 
Indem sich die Europäische Gemeinschaft 
selbst zum Motor der Neoliberalisierung 
machte, konnte sie in den 1980er Jahren 
ihre Integrationskrise überwinden. Ihre in-
tergouvernementalen und supranationa-
len Entscheidungsmechanismen waren 
den Interessen der führenden Klassen ih-
rer strategischen Selektivität nach (zum 
Konzept: Jessop 1990) zugänglicher als 
denen der unteren. Dies beförderte Ten-
denzen der negativen Integration, die vor 
allem auf weitere Marktöffnungen und De-
regulierungen drängt, nicht aber positiv 
auf sozialer Integration basierte. Auch die 
Schritte hin zu einer Supranationalisierung 
waren eng an eine Vertiefung der Neoli-

beralisierung gekoppelt – der Vertrag von 
Maastricht (1992) stärkte in diesem Sinne 
die Rolle der EU-Kommission und stellte 
die Weichen hin zur Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. Letztere war ein wichtiges 
Element bei der Verankerung des diszipli
nierenden Neoliberalismus. Mit diesem 
Konzept hatte Stephen Gill (2000) nicht et-
wa jene Entwicklungen gemeint, die heute 
unter Begriffen wie «Autoritarismus» oder 
«autoritärer Populismus» als Herausforde-
rungen für liberale Demokratien diskutiert 
werden. Vielmehr ging es um Entwicklun-
gen, die sich im Inneren liberaler Demokra-
tien vollzogen – gerade bei einem breiten 
Spektrum an politischen Kräften, das ge-
meinhin nicht als Bedrohung, sondern als 
tragendes Element liberaler Demokratien 
angesehen wurde, ja noch wird. Was also 
ist das Disziplinierende am disziplinieren-
den Neoliberalismus? Disziplinierender 
Neoliberalismus betreibt die systemati-
sche Entkoppelung der politisch-demokra-
tischen Entscheidungsprozesse von der 
Gestaltung der Wirtschaftspolitik. Wichti-
ge Entscheidungen liegen nun nicht mehr 
in den Händen von gewählten Regierun-
gen, sondern nicht rechenschaftspflich-
tigen Gremien, etwa unabhängigen Zen-
tralbanken und Regulierungsbehörden. 
Dies ging einher mit der gezielt forcierten 
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Verlagerung von bisher nationalstaatli-
cher Macht in supranationale Gremien und 
Entscheidungsprozesse, die nur geringer 
parlamentarischer Kontrolle unterlagen. 
Derweil durchlief die EU eine Reihe von 
Erweiterungsrunden. Die Verbindung von 
neoliberalisierter Integrationsweise und 
Demokratisierungsagenda bildete dabei 
den Kern der EU-Erweiterungspolitiken. 
Politische Emanzipationsversprechen, die 
einen wichtigen Teil in der hegemoniepo-
litischen Begründung sowohl des Integra-
tions- als auch des Erweiterungsprojekts 
der EU ausmachen, konnten so hinsicht-
lich ihrer ökonomischen Dimension wirk-
sam domestiziert werden. Nicht zuletzt die 
Spaltung der politischen Linken über die 
Frage ihrer Haltung zur EU resultiert we-
sentlich daraus.

Mit dem Vertrag von Maastricht wur-
de auch die Gemeinsame Außen- und Si-
cherheitspolitik als zweite offizielle Säu-
le der Europäischen Integration verankert. 
Dass überhaupt eine dezidiert europäische 
Außenpolitik denkbar wurde und auf die 
Agenda rückte, war in erster Linie dem En-
de der Ost-West-Konfrontation geschuldet, 
denn solange diese bestand, hatte Europa 
schlicht das (militärische) Machtpotenzial 
gefehlt, um eine eigenständige Position 
zu formulieren. Die Staaten Westeuropas 
waren souverän gewesen – aber nur auf 
den Schultern der transatlantischen Ord-
nung. Nach 1990 existierte das militärische 
Machtgefälle innerhalb der transatlanti-
schen Ordnung fort, allerdings setzte sich 
weltpolitisch die Tendenz des Niedergangs 
der relativen ökonomischen Dominanz der 
USA fort. Die Aufrechterhaltung ihrer glo-

balen Hegemonie wurde – trotz ihres Siegs 
in der Systemkonkurrenz – komplexer. Eine 
Stärkung der EU als geschlossen agieren-
de Akteurin war damit auch im Interesse 
der USA und wurde im Prinzip wohlwol-
lend betrachtet, aber ausschließlich kom-
plementär zur eigenen Führungsrolle. Im 
Kosovo-Krieg mehrten sich auf beiden Sei-
ten des Atlantiks die Stimmen, die lautstark 
eine größere europäische Geschlossenheit 
einforderten. Der Luftkrieg der NATO ge-
gen Jugoslawien (1999) fand – deklariert 
als humanitäre Intervention – unter Umge-
hung der UN statt und blieb weitestgehend 
auf US-Kapazitäten angewiesen. Dies setz-
te eine neue Dynamik der sicherheitspoliti-
schen Vergemeinschaftung der EU in Gang, 
die zuweilen auch als Tendenz der Militari-
sierung kritisiert wurde: Der EU-Gipfel von 
Helsinki beschloss, bis zum Jahr 2003 eine 
50.000 bis 60.000 Soldaten starke EU-Ein-
greiftruppe einzurichten. Und der EU-Ver-
trag von Nizza kodifizierte Ende 2000 eine 
neue politisch-militärische Kooperations- 
und Entscheidungsstruktur, welche die 
Westeuropäische Union (WEU) in die Eu-
ropäische Sicherheits- und Verteidigungs-
politik (ESVP) und diese wiederrum in die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspo-
litik (GASP) überführte und auf EU-Ebene 
eine Reihe militärischer Gremien und Stä-
be schuf (vgl. Bieling 2010: 198). Mit dem 
2004 beschlossenen «Headline Goal» ver-
pflichteten sich die Mitgliedsstaaten, vier 
rasch verlegbare EU-Battlegroups aufzu-
stellen, die je 1.500 Soldaten für Kampf-
handlungen höchster Intensität umfassten.

Diese Integrationsschritte änderten je-
doch nichts Grundsätzliches an den natio
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nalstaatlich divergierenden Interessen: Die 
unterschiedlichen Haltungen der Regie-
rungen in der transatlantischen Frage, die 
spezifischen Interessen ehemaliger Ko-
lonialstaaten, die unterschiedlichen Re-
krutierungssysteme sowie die insgesamt 
nationalstaatlich geprägten sicherheitspo-
litischen Kulturen und zahlreiche andere 
Widersprüche verlangsamten die Vertie-
fung der sicherheitspolitischen Integration 
und gaben ihr einen überaus starken Kom-
promisscharakter: Obwohl die Außen- und 
Sicherheitspolitik seit dem Vertrag von 
Maastricht die zweite Säule der EU dar-
stellte und allein schon dadurch eine ten-
denzielle Abkehr von der EU als Zivilmacht 
bedeutete, die immer weiter institutiona-
lisiert worden war, blieben die Strukturen 
der außen- und sicherheitspolitischen Ent-
scheidungsfindung inter- und transgou-
vernemental. Dies schränkte den militä-
rischen Nutzen der neuen Strukturen und 
der von ihnen befehligten Kampfverbände 
ein, denn sie waren und sind nicht so rasch 
einsetzbar wie nationale Streitkräfte. Auch 
die deutsche Praxis des Parlamentsvor-
behalts bei Auslandseinsätzen stellte und 
stellt ein nicht zu unterschätzendes Hin-
dernis für eine konsequente Militarisierung 
der EU dar. Eben deshalb steht sie jedoch 
in der Kritik und es gibt Vorschläge, sie mit 
Vorratsbeschlüssen zu umschiffen (vgl. 
Krause 2020). 

Auch Jahre nach der Verabschiedung der 
GASP und deren institutioneller Weiter-
entwicklung existierte kein Konsens über 
den Grad und den spezifischen Charakter 
einer europäischen außenpolitischen Po-
sition und damit nur sehr beschränkt eine 

gemeinsame Außenpolitik. Die EU war in 
mehrere außenpolitische Lager gespalten: 
Frankreich erhoffte sich von einer stärker 
vergemeinschafteten Außenpolitik eine 
größere Autonomie der EU. Am klarsten 
für eine Verortung der EU innerhalb der 
transatlantischen Ordnung und für eine 
mit den USA abgestimmte, komplemen-
täre Außenpolitik trat Großbritannien ein; 
die mittelosteuropäischen und baltischen 
Staaten sahen vor allem in der NATO und 
der transatlantischen Integration ihre Sou-
veränitätsgarantie gegenüber Russland. 
Ihr EU-Beitritt wurde von den USA und 
Großbritannien vorrangig aus geopoliti-
schen und von Deutschland primär aus 
ökonomischen Motiven empathisch unter-
stützt. Deutschland sah sich zudem in ei-
ner außenpolitischen Mittlerposition zwi-
schen den Lagern – womit es indirekt einen 
Führungsanspruch in der EU formulierte. 
Letztlich behinderten die seit dem Amts-
antritt der Bush-Administration zugespitz-
ten transatlantischen Spannungen und die 
unterschiedlichen Wahrnehmungen der 
nationalen Regierungen davon sowohl ei-
ne anhaltende dynamische Vertiefung der 
sicherheitspolitischen EU-Integration als 
auch die Formulierung einer gemeinsamen 
Position in internationalen Organisationen: 
«Sofern kein transatlantischer Konsens 
existiert, gelingt es in internationalen Orga-
nisationen wie der NATO oder UNO oft je-
doch nicht, eine gemeinsame EU-Position 
zu entwickeln und durchzusetzen.» (Bie-
ling 2010: 222)
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«VERANTWORTUNGSVOLL 
REGIERTE STAATEN» ALS KLEINSTER 
GEMEINSAMER NENNER

Nach dem Antritt der neokonservativen 
Bush-Administration im Jahr 2001 er-
schien den Friedensbewegungen weltweit 
die US-Politik der Umgehung etablierter 
multilateraler Institutionen, wie den UN, 
und die Politik des Regime Change als die 
politische Herausforderung schlechthin. 
Damals wurden dagegen überall breite 
gesellschaftliche Proteste organisiert. Die 
Grundlagen solcher Außenpolitik waren 
zwar älteren Ursprungs, doch von den USA 
2002 in der global ausgerichteten Nationa-
len Sicherheitsstrategie (NSS) ausbuchsta-
biert worden (vgl. The White House 2002). 
Die grundlegenden EU-internen Differen-
zen über die transatlantische Ordnung nah-
men infolge der Irakpolitik der Bush-Admi-
nistration an Schärfe zu. Frankreich und 
Deutschland legten im UN-Sicherheits-
rat ein Veto gegen die Irak-Invasion ein,  
Großbritannien nahm als Teil einer «Koali-
tion der Willigen», die offiziell auch mittel
osteuropäische Beitrittsstaaten umfasste, 
aktiv daran teil. Die in dieser Form ausge-
führte US-Invasion war auch für den trans
atlantischen Multilateralismus eine Her-
ausforderung, doch lassen die genannten 
Divergenzen leicht übersehen, dass der 
kleinste gemeinsame Nenner der euro-
päischen Außenpolitik im Wesentlichen 
komplementär zur damaligen US-Außen-

politik war: Die Europäische Sicherheits-
strategie (ESS) von 2003 fokussierte sich 
geografisch auf den Mittelmeerraum, den 
Balkan, den Nahen Osten und den Süd-
kaukasus und betonte Multilateralismus 
sowie präventives Krisen- und Konfliktma-
nagement mitsamt den zivilen Komponen-
ten europäischer Sicherheitspolitik (vgl. 
Europäischer Rat 2003). So postulierte die 
ESS die bereits seit den Balkankriegen der 
1990er Jahre bestehende Praxis nunmehr 
ganz offen: namentlich die aktive Flankie-
rung von US-Einsätzen und die Entlastung 
von US-Truppen auf Schauplätzen niede-
rer Kampfintensität. Zudem fand sich auch 
hier im Grundsatz der erweiterte Sicher-
heitsbegriff der NSS. 

Damit und mit ihrer offensiv-proaktiven – 
auch geopolitisch – motivierten Ausrich-
tung markierte die ESS einen Paradigmen-
wechsel, durch den sich die EU von ihrem 
Selbstbild der Zivilmacht verabschiedete. 
Sie wandte sich nun der Entwicklung und 
Anwendung eigener militärischer Kapazi-
täten zu, allerdings nach wie vor in einem 
weitgehend komplementären Verhält-
nis zur damaligen US-Politik (vgl. Bieling 
2010: 208 f.). So fand sich auch eine für 
neokonservative Außenpolitik typische 
Verschränkung von liberalem Universalis-
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mus und geopolitischem Kalkül: «Selbst 
im Zeitalter der Globalisierung spielen die 
geografischen Aspekte noch immer ei-
ne wichtige Rolle. […] Wir müssen darauf 
hinarbeiten, dass östlich der Europäischen 
Union und an den Mittelmeergrenzen ein 
Ring verantwortungsvoll regierter Staa-
ten entsteht, mit denen wir enge, auf Zu-
sammenarbeit gegründete Beziehungen 
pflegen können.» (Europäischer Rat 2003: 
7 f.) Gleichwohl gab es eine realpolitische 
Einschätzung des eigenen politischen Ge-
wichts im weltpolitischen Kontext: Man 
strebte daher im Rahmen der ESS strate-
gische Partnerschaften mit den größeren 
Staaten an – also den Umgang auf Au-
genhöhe mit solchen Staaten, auf deren 
gesellschaftspolitische Entwicklung und 
ökonomisch-regulative Paradigmen die EU 
ohnehin wenig Einfluss hatte. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
die großen außenpolitischen Integrations
schübe der EU aus einer Zeit datieren, da 
das neoliberale Paradigma der europäi
schen Integration weit weniger hinterfragt 
wurde als heute. Bei allen Differenzen zwi-
schen den nationalen Regierungen mate
rialisierte sich in den Konzepten und In-
halten der europäischen Außenpolitik 
zumindest ein kleinster gemeinsamer Nen-
ner: die Übertragung des Modus der diszi-
plinierend-neoliberalen Integrationsweise 
der EU in benachbarte Regionen und Staa-
ten mithilfe der Europäischen Nachbar-
schaftspolitik (ENP). Und er bedeutete eine 
weitere Abkehr von der Selbstidentifikation 
als Zivilmacht durch die Definition als regio-
nal handelnde Akteurin, die gleichwohl ihre 
begrenzte weltpolitische Kapazität kannte.
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KRISE DES INTEGRATIONSMODUS 
UND SCHEITERN DER EUROPÄISCHEN 
NACHBARSCHAFTSPOLITIK

Spätestens mit der globalen Wirtschaftskri-
se ab 2007 ist der Prozess der neoliberalen 
Globalisierung infolge der weltweit diver-
gierenden nationalen Strategien der Kri-
senbearbeitung ins Stocken geraten (Bie-
ling 2010: 232). Dies heißt aber nicht, dass 
Neoliberalismus als Paradigma an sich nun-
mehr schnell und entschlossen abgewi-
ckelt wurde. Vielmehr wurde gerade in der 
EU das Krisenmanagement primär in den 
Dienst der Konsolidierung des angeschla-
genen Neoliberalismus gestellt (vgl. Becker/
Jäger 2009; Bieling 2011). Die ökonomisch 
stärksten Staaten der EU versuchten unter 
Führung Deutschlands1 und abgestimmt 
mit den Interessen der führenden transna-
tionalen europäischen Konzerne, über den 
Mechanismus der EU-weiten austeritäts-
politischen Krisenbearbeitung (vgl. Becker/
Jäger 2012) das Paradigma des disziplinie-
renden Neoliberalismus auch in der inneren 
Peripherie der EU verstärkt zu verankern. 
Dabei stießen sie in unterschiedlichem Ma-
ße auf Widerstände, in ihrer zugespitztesten 
Form wurde die Frage anhand der Staats-
verschuldung Griechenlands ausgetragen. 

Für die führenden Kapitalfraktionen in den 
kriselnden mediterranen Staaten war Aus-
teritätspolitik aufgrund ihrer deflationä-
ren Effekte nicht die erste Wahl, aber die 

einzige Option, um weiterhin die eigenen 
Kreditbeziehungen zu den Zentren der EU 
aufrechterhalten zu können, die im Fal-
le eines Austritts aus dem Euro gefährdet 
gewesen wären. Während insgesamt das 
disziplinierend neoliberale Paradigma pri-
mär auf Kosten der breiten Bevölkerungs-
schichten durchgesetzt wurde, mussten 
zwangsläufig also auch die herrschenden 
Blöcke der führenden EU-Staaten und 
die mit ihnen assoziierten Eliten der inne-
ren Peripherien erhebliche Nachteile er-
zwungenermaßen in Kauf nehmen: Hohe 
Anpassungskosten, über Jahre hinweg 
verringerte Wachstumsraten, forcierte Ver-
nachlässigung bestehender Infrastruktu-
ren und negative Auswirkungen auf den 
sozialen und politischen Zusammenhalt in 
diesen Staaten und der EU insgesamt stell-
ten eine hegemoniepolitische Herausfor-
derung dar. Nicht nur durch die intensive 
Auslastung der institutionellen Kapazitäten 
infolge des Krisenmanagements, sondern 
die genuin politische Krisenbearbeitung 

1  In Deutschland war dieses Unterfangen begleitet von Debat-
ten, inwieweit den supranationalen Institutionen der EU – allen 
voran die Europäische Kommission und die Europäische Zent-
ralbank – hinsichtlich ihres Durchsetzungsvermögens zu trauen 
sei. Damit lastete auf der Bundesregierung ein immenser Druck, 
in der Austeritätspolitik Führung zu zeigen. Selbst Institutionen 
wie IWF und Weltbank traten damals für eine moderatere Aus-
teritätspolitik ein.
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sowie vor allem die tiefe innere Krise der 
EU reduzierten ihre Fähigkeit, ein attrak-
tives politisches Modell anzubieten. Poli-
tische Attraktivität, die wichtigste außen-
politische Ressource, die sie als Union hat, 
war und ist in ihrer Wirkmacht deutlich ge-
schwächt.

In den mediterranen Nachbarstaaten der 
EU scheiterte die Europäische Nachbar-
schaftspolitik vollends. Zum einen war 
die unter dem Schlagwort «Good Govern
ance» nahegelegte konsequente Einfüh-
rung des disziplinierend neoliberalen Pa-
radigmas von Beginn an wenig realistisch, 
denn die autoritär regierten Staaten stan-
den sozioökonomisch unter einem im-
mensen popularen Rechtfertigungsdruck. 
Ohnehin spielte die ENP angesichts weit 
mächtigerer Neoliberalisierungshebel 
(Handelsregime, IWF, Weltbank etc.) eine 
sekundäre Rolle. Zum anderen hatte be-
reits der erreichte Grad der neoliberalen 
Transformation kein dynamisches ökono-
misches Wachstum auf Basis einer Mo-

dernisierung und Erweiterung der lokalen 
Produktivkräfte angeregt, sondern klien-
telistische Wachstumsmodelle hervorge-
bracht, die die sozialen Widersprüche ver-
schärften (vgl. Daher 2018). Die positive 
Beziehung zwischen ökonomischer und 
politischer Liberalisierung existierte als 
ideologische Grundannahme der ENP, aber 
nicht in der sozialen und politischen Reali-
tät. Der Staat als Rahmen der produktiven 
Welt (Gramsci) musste die in der Bevölke-
rung ungeliebten Transformationsprozesse 
autoritär absichern. Daher konnte er diese 
Prozesse nicht synchron mit einer Agenda 
der Demokratisierung verbinden. Wo zag-
hafte Versuche betrieben wurden, wur-
den sie rasch wieder eingestellt. Die sich 
gegenseitig verstärkenden Widersprüche 
aus schwindender ökonomischer Hand-
lungssouveränität, schlechter Neolibera-
lisierungsperformance und politischem 
Autoritarismus mündeten zu Beginn der 
letzten Dekade in jene Kette von Aufstän-
den, die als Arabellionen bekannt wurden 
(vgl. Tuğal 2017). 
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Einen wichtigen Sonderfall stellte die Tür-
kei dar. Das Bestreben, die EU zu einer stär-
ker außenpolitischen agierenden Akteu-
rin aufzubauen, hatte seit Ende der 1990er 
Jahre zu einer erneuten Dynamisierung des 
Beitrittsprozesses geführt (vgl. Gehring 
2010).2 Während Frankreich und Deutsch-
land sich von einem Beitritt der Türkei und 
ihrem geopolitischen Potenzial eine Stär-
kung der außenpolitischen Eigenständig-
keit der EU erhofften, setzte Großbritanni-
en darauf, durch die Integration der damals 
noch stark transatlantisch ausgerichteten 
Türkei ebenjenes Lager innerhalb der EU zu 
stärken. Auch die USA unterstützten nach-
drücklich den Beitritt im Interesse, die EU 
würde sich so zu einer stärkeren, aber kom-
plementären geopolitischen Akteurin ent-
wickeln. Der herrschende Block in der Tür-
kei erhoffte sich vom EU-Beitrittsprojekt, 
eine transnationale Verankerung des ei-
genen Neoliberalisierungsprojekts mittels 
der Synthese aus disziplinierendem Neoli-
beralismus und schrittweiser formaler De-
mokratisierung hegemonial in Gestalt des 

EU-Projekts zu vertiefen. Allerdings wan-
delten sich in der zweiten Hälfte der 2000er 
Jahre die äußeren Bedingungen des 
EU-Projekts: Die innere Krise der EU ver-
langsamte die Vergemeinschaftungspro-
zesse der europäischen Außen- und Sicher-
heitspolitik und auch die nachlassenden 
Spannungen gegenüber der neokonserva-
tiven Bush-Administration in den USA lie-
ßen Mitte der 2000er Jahre das Interesse 
an einem Beitritt der Türkei erlöschen. 

Im Gegensatz zu zahlreichen anderen Staa-
ten in der Nachbarschaft der EU wies die 
Türkei jedoch ein dynamisches Neolibe-
ralisierungsprojekt auf, das sich in hohen 
Wachstumsraten, steigendem Konsum 
und einer rasch voranschreitenden kapi-
talistischen Rationalisierung aller Lebens-

2  Eigentlich war das Jahrzehnte währende türkische Beitrittsbe-
gehren mit der 1995 vereinbarten sehr weitreichenden EU-Tür-
kei-Zollunion (aus Sicht der EU-Staaten) de facto eingefroren 
worden. Erst die zunehmende Selbstidentifikation der EU als re-
gional- und geopolitische Akteurin hatte den Raum geschaffen, 
über die Zollunion hinauszugehen; vgl. Gehring 2010.
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bereiche materialisierte. Die daraus resul-
tierenden sozialen Widersprüche sowie 
der politische Charakter des türkischen 
Transformationsprozesses unter Ägide der 
AKP wurden in den zahlreichen offiziellen 
Berichten und in den europäischen Eliten-
diskursen geradezu programmatisch über-
sehen. Dies galt nicht nur für die alltagskul-
turelle autoritär-islamistische Bearbeitung 
der Widersprüche des Neoliberalisierungs-
projekts und die autoritäre Transformation 
der Staatsapparate. Auch die Tendenz, in-
folge der globalen Krise den bestehenden 
disziplinierenden Neoliberalismus in der 
Türkei durch einen ökonomisch expansi-
ven und politisch charismatisch-rechtspo-
pulistischen zu ersetzen, wurde konzeptio-
nell nicht eingeordnet. Deshalb konnte die 
EU die Widersprüche ihrer eigenen Erwei-
terungspolitiken nicht begreifen und auch 
nicht verstehen, welche Projekte sich von 
rechts dagegen erhoben. Erst als sich 2013 
unter dem Namen Gezi eine breite popu-
lare Revolte dagegen erhob (vgl. Gehring 
2019), kam es zu einer Wende in der he-
gemonialen Wahrnehmung der Türkei. Bis 
dahin waren, trotz einzelner Konflikte, die 
Grundlinien der türkischen Politik noch 
mehrheitlich begrüßt worden. Dies galt 
auch für ihre zuweilen als «neoosmanisch» 
beschriebene Außenpolitik: Eine mit der 
EU verbundene Türkei, die sich auf ihr his-
torisches Erbe «zurückbesann» und als 
«kulturell authentische» Kraft in der Region 
zu wirken schien, galt als Bereicherung 
der eigenen außenpolitischen Wirkungs-
macht. 

Von derlei orientalistischen Projektionen 
ist heute wenig geblieben. Im Verlauf der 

lang andauernden Hegemoniekrise ihres 
herrschenden Blocks hat sich in der Türkei 
ein autoritär-populistisches Regime her-
ausgebildet, das als solches aber von einer 
zunehmenden Fragilität gekennzeichnet ist 
(vgl. Gehring 2020b). Der Versuch der tür-
kischen Außenpolitik seit 2011, gestaltend 
in die Umbrüche im arabisch-mediterranen 
Raum einzugreifen, hat zur Verwicklung in 
zahlreiche regionale Kriege (zum Beispiel 
in Libyen und Syrien) geführt bzw. diese 
befördert.

Auch die Staaten der EU überschätzten in 
diesen Kriegen ihre Handlungsmöglichkei-
ten und unterschätzten zugleich deren fa-
tale Folgen: wenn sie etwa, wie in Libyen, 
selbst militärisch agierten oder gezielt Bür-
gerkriegsparteien unterstützten, deren so-
zialen Ursprung und politische Agenda sie 
zuweilen gar nicht hinreichend kannten. 
In Syrien muss von einem internationalen 
Stellvertreterkrieg gesprochen werden, der 
fast globale Dimensionen angenommen 
hat (vgl. Gehring 2020a). Die Bewältigung 
dieser Krisen entzieht sich längst den eta
blierten Instrumenten der EU. So ist das so-
genannte EU-Türkei-Abkommen außerhalb 
der bestehenden Vertragswerke mit der EU 
angesiedelt, die Beitrittskandidatin Türkei 
nimmt hier in der Verhinderung von Migra-
tion nach Europa die Rolle eines gewöhn-
lichen Drittstaats ein. Wenngleich sich 
westliche Akteure – allen voran die EU – 
graduell aus diesem Krieg zurückgezogen 
haben, war die EU von der jüngsten tür-
kisch-russischen Eskalationsdynamik im 
Kampf um das nordwestsyrische Idlib mit-
telbar betroffen. Die Türkei hatte im März 
2020 kurzfristig die Grenze zu Syrien ge-
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öffnet, um eine stärkere europäische Un-
terstützung zu erpressen. Dennoch hielten 
sich die EU-Staaten und die USA aus der 
türkisch-russischen Konfrontation weitge-
hend heraus, allerdings wurden der Türkei 
höhere Finanzhilfen zur Umsetzung des 
EU-Türkei-Flüchtlingsabkommens zugesi-
chert (vgl. Gehring 2020b).

Außenpolitische Erfolge schien die EU 
nach 2010 vor allem in Osteuropa zu er-
zielen. Die Verhandlungen über ein Asso-
ziierungsabkommen mit der Ukraine (vgl. 
Europäische Union 2014) machten Fort-
schritte. Ähnlich wie in anderen Staaten 
Osteuropas war auch dieses Abkommen 
geprägt vom Logos der europäischen Inte-
gration seit den Verträgen von Maastricht: 
disziplinierender Neoliberalismus in Ver-
bindung mit der Stärkung liberaldemo-
kratischer Institutionen. Das Assoziie-
rungsabkommen war keine bewusste 
geopolitische Provokation Russlands sei-
tens der EU. Vielmehr unterschätzten die 
EU-Akteure die unmittelbar geopolitische 
Bedeutung der Assoziation der Ukraine 
und ihre Wahrnehmung durch Russland. 
Das galt noch mehr für die zahlreichen in-
nenpolitischen Konfliktlinien der Ukrai-
ne entlang der außen- und geopolitischen 
Konfliktachse. Entsprechend unvorbereitet 
war die EU auf die Eskalation in der Ukrai-
ne: Aussetzung des Abkommens durch die 
Regierung Janukowytsch, Sturz der Regie-
rung durch die Proteste auf dem Maidan, 
die darauffolgende russische Annexion 
der Krim und die Unterstützung der sezes-
sionistischen Bestrebungen im Osten der 
Ukraine. Letztere resultierten nicht zuletzt 
aus großen Unterschieden in der regional-

ökonomischen Integration der Ukraine. In-
folge der ausgeprägten Orientierung der 
stark industrialisierten Ostukraine auf die 
postsowjetischen Märkte stand nicht nur 
identitär, sondern auch ökonomisch eini-
ges auf dem Spiel. Dieses ökonomische 
Konfliktpotenzial hat die EU bei der Kon-
zeption des Abkommens nicht hinreichend 
erkannt, weil eigene Interessen überbetont 
wurden (vgl. Plank 2015).
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DISZIPLINIERENDER NEOLIBERA-
LISMUS – ACHILLESFERSE DER 
EU-AUSSENPOLITIK

Die Unterschätzung der geopolitischen 
und friedenspolitischen Implikationen der 
Übertragung des eigenen Integrationsmo-
dus auf die gesellschaftlichen Kontexte 
benachbarter Staaten wurde fallübergrei-
fend zur Achillesferse der europäischen 
Außenpolitik. Denn ihre Grundannah-
men basieren wesentlich auf der Vorstel-
lung, dass sich das neoliberale Paradigma 
durchgesetzt habe bzw. auf dem Weg der 
Durchsetzung befinde, aber der Regulie-
rung durch den disziplinierenden Neoli-
beralismus bedürfe. Andere Formen von 
gesellschaftlicher Regulierung wurden 
tendenziell als anachronistisch oder als 
nepotistische Anomalien innerhalb der 
Weltordnung wahrgenommen, wenn zum 
Beispiel Korruptionsbekämpfung an Agen-
den der Neoliberalisierung gekoppelt war. 
Aufgrund der ausgeprägten Dominanz dis-
ziplinierend-neoliberaler Konzepte und ih-
rer starken normativen Aufladung («Good 
Governance» etc.) fehlten in führenden 
Segmenten der europäischen Staatszivil-
gesellschaftsblöcke3 die intellektuell-kon-
zeptionellen Kapazitäten, den Bias der ei-
genen Politik aus Sicht der «Anderen» 
wahrzunehmen. Letzteres ist aber für die 
Formulierung einer umsichtigen und zi-
vilen Außenpolitik von entscheidender 
Bedeutung. Emanzipatorisch-normative 

Verpflichtung und realpolitische Notwen-
digkeit können hier die Synthese einer 
kritischen Vernunftethik eingehen. Doch 
dazu bedarf es intellektueller und institu-
tioneller Kapazitäten, um wahrzunehmen, 
welche innergesellschaftlichen Spannun-
gen aus der von außen induzierten Über-
nahme spezifischer neoliberaler Para-
digmen resultieren können und in welch 
vielfältigen Wegen der Eskalation sie mün-
den können.

Regulierungsformen variieren in Raum und 
Zeit und sind bedingt durch die lokalen Ak-
kumulationsregime und sozialen Kräfte-
konstellationen. Unter den Bedingungen 
immer stärker finanzialisierter lokaler Ak-
kumulationsregime wuchs jedoch deren 
Abhängigkeit von einer möglichst tiefen 
Einbindung in globale Zahlungsströme. 
Unter diesen Umständen wurde diszipli-
nierender Neoliberalismus für zahlreiche 
lokale Akteure attraktiv, da sie im globa-

3  Mit dem Begriff «integraler Staat» führt Antonio Gramsci die 
häufig getrennt voneinander verhandelten Begriffe von Staat 
und Zivilgesellschaft in Form eines gegenseitigen Bedingungs-
verhältnisses zusammen. Gesellschaftliche Hegemonie konstitu-
iert sich in der umkämpften Zivilgesellschaft und ist zugleich die 
Voraussetzung für die effektive Ausübung der Staatsmacht; die 
führenden Eliten formieren sich sowohl in der Zivilgesellschaft 
als auch im Staat, diese organische Verbindung bezeichne ich 
hier als Staatszivilgesellschaftsblock.
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len Finanzkapitalismus homogene, das 
heißt berechenbare Umstände für Inves-
titionen schaffen. Grundlegende Elemen-
te des disziplinierenden Neoliberalismus 
werden daher auf der für Elitenakteure 
besonders zugänglichen transnationalen 
und supranationalen Ebene ausgehan-
delt. Doch nicht jedes Paradigma wirkt in 
gleicher Weise auf jede lokale Ökonomie, 
dies gilt auch für den disziplinierenden 
Neoliberalismus. Gerade die mediterranen 
EU-Staaten haben in den zurückliegenden 

Jahren die Erfahrung gemacht, dass ihre 
Mitgliedschaft im Gemeinsamen Binnen-
markt zusammen mit wettbewerbsstärke-
ren Ökonomien und der Neoliberalisierung 
in Gestalt des Vertrags von Maastricht, 
samt seiner Folgeverträge, Tendenzen der 
Deindustrialisierung begünstigte und zu 
hohen Leistungsbilanzdefiziten führte (vgl. 
Becker/Jäger 2012). Innerhalb der diszipli
nierend-neoliberalen Integrationsweise 
der EU fehlen aber (auch wegen der we-
nig entwickelten EU-weiten wohlfahrts-
staatlichen Koordinierung) wichtige Trans-
fermechanismen, um Defizite zwischen 
den Staaten, die unterschiedliche Produk-
tivitätslevels aufweisen, auszugleichen. 
Zudem existiert zwar ein gemeinsamer 
Währungsraum, aber keine gemeinsame 
Staatsfinanzierung. Ohne diese Faktoren 
wäre die ökonomische Krise in Griechen-
land und anderen mediterranen Staaten 
der EU infolge der globalen Krise von 2007 
so nicht möglich gewesen.

Zudem hat die enge Verbindung von for-
maler Demokratisierung und disziplinie-
rendem Neoliberalismus den Handlungs-
spielraum der progressiven Kräfte stark 
eingeschränkt: Während in Staaten mit seit 
Langem etablierter und institutionell abge-
sicherter liberaldemokratischer Praxis dis-
ziplinierender Neoliberalismus eindeutig 
zur Entdemokratisierung tendiert, ergibt 
sich in jenen mittelosteuropäischen Staa-
ten, in denen der Übergang zu formaler 
Demokratisierung historisch synchron zur 
Neoliberalisierung stattfindet, ein äußerst 
ambivalentes Bild. Mit der Einführung libe-
raler Demokratie geht dort notgedrungen 
die Akzeptanz eines transnational veran-
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kerten Wirtschaftsregimes einher, auf das 
subalterne Kräfte kaum noch Einfluss neh-
men können. 

Dies ermöglicht es autoritär-populisti-
schen Kräften, die sich selbst wesentlich 
auf eine charismatische populare Legiti-
mation stützen, die im Grundsatz weiter-
hin neoliberale Wirtschaftspolitik popu-
listisch zu repolitisieren und Alternativen 
von rechts zum disziplinierenden Neolibe-
ralismus zu platzieren, indem sie die dis-
ziplinierend neoliberale Wirtschaftspolitik 
lockern. Die tragenden Institutionen des 
disziplinierenden Neoliberalismus (unab-
hängige Zentralbanken, technokratische 
Regulierungsagenturen etc.) werden dafür 
aber nicht nur gezielt geschwächt, sondern 
ihre Schwächung ist Teil eines weit umfas-
senderen Angriffs auf bürgerliche Rechts-
normen insgesamt. Beispiele dafür finden 
sich innerhalb wie außerhalb der EU: et-
wa Ungarn unter Viktor Orbán (vgl. Becker 
2020) oder die Türkei unter Recep Tayyip 
Erdoğan. 

Während der disziplinierende Neolibera-
lismus die Frage der Ökonomie autoritär 
verhandelt, sich dabei aber auf eine liberal-
demokratische Rechtfertigungserzählung 
stützt, öffnet er zugleich den Raum für die 
autoritär-populistische Bearbeitung die-
ses Widerspruchs und für den Übergang 
zu mannigfaltigen Formen von politischem 
Autoritarismus. Darüber hinaus ist eine 
von einem disziplinierend-neoliberalen 
Bias getragene europäische Integration 
auch für nicht autoritäre Kräfte keineswegs 
zwingend ein attraktives Angebot. Somit 
haben die vom disziplinierend-neoliberalen 

Bias getragenen (Nachbarschafts-)Politi-
ken der EU deren hegemoniales Potenzial 
geschwächt, und das, nachdem die füh-
renden EU-Eliten es einige Jahre zuvor 
überhaupt erst entdeckt hatten. 

Die Fähigkeit, ein «Empire by Invitation» zu 
konstituieren, bildete die Voraussetzung 
für die Hegemonie der USA in der Nach-
kriegszeit in weiten Teilen der transatlanti-
schen Welt. Sie erlaubte innerhalb des he-
gemonialen Systems breite Varianzen der 
lokalen kapitalistischen wohlfahrtsstaat-
lichen Arrangements. Darüberhinausge-
hend hat die europäische Integration seit 
Maastricht versucht, die Warenproduk
tion und -zirkulation durch Intensivierung 
des Wettbewerbs untereinander regula-
tiv zu vereinheitlichen – ohne gleichzeitig 
die soziale Integration der EU zu vertiefen. 
Es blieb bei einer Pluralität der nationalen 
Wettbewerbsstaaten, die sich in ihrer kon-
kreten Form überhaupt erst durch den spe-
zifischen Integrationsmodus der EU kon-
stituierten. In anderen Worten: Die durch 
den Integrationsmodus beförderte Form 
konkurrenzgetriebener Pluralität setzte zu-
gleich der weiteren politischen Vertiefung 
der EU eine inhärente Grenze. Nicht nur 
aufgrund der Krise der EU, sondern auch 
aus diesem Modus der europäischen In-
tegration heraus konnte sich daher keine 
einheitlich koordinierte Außen- und Sicher-
heitspolitik der EU entwickeln, obwohl da-
zu in den 2000er Jahren einige Institutio-
nen geschaffen worden waren (s.o.).
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KRISE DER US-HEGEMONIE –  
KRISE DER EUROPÄISCHEN  
INTEGRATION?

Wie eingangs dargestellt, ging die hege-
moniale Rolle der USA in der Nachkriegs-
zeit einher mit umfangreichen hegemo-
nialen Konzessionen, die den Rahmen für 
einen Multilateralismus unter Führung und 
im Interesse der USA schufen. Das Projekt 
der europäischen Integration war darin ein-
gebettet. Ein möglicher Niedergang der 
US-Hegemonie, die spezifischen Formen, 
damit umzugehen, oder die Versuche, ihn 
abzuwenden, betreffen damit unmittelbar 
jenes äußere Feld, auf dem sich die euro-
päische Integration entfaltet.

Mit der trumpschen Außen- und Wirt-
schaftspolitik erhöhte sich der Druck auf 
die Praxen und Strukturen einer multilate-
ralen Handels- und Wirtschaftspolitik. Dies 
bedeutet nicht, dass die USA eine Abkehr 
vom Freihandel anstrebten, es ging ih-
nen vielmehr um eine Neujustierung des 
Freihandels (vgl. Solty 2016) zu Konditio-
nen, die der Leistungsfähigkeit und dem 
spezifischen Wettbewerbsfähigkeitsprofil 
ihrer Ökonomie besser entsprechen. Denn 
in komplexen, hochgradig institutionali-
sierten multilateralen Verhandlungsforma-
ten können sie ihre Rolle als größte öko-
nomische und politische Macht der Welt 
weniger zur Geltung bringen als in bilatera-
len. Im Grunde wollten sie Alternativen zu 
einem nunmehr als kostenintensiv wahrge-

nommenen Multilateralismus entwickeln. 
Hegemoniepolitische Zugeständnisse, die 
einst gemacht wurden, um eine multilate-
rale Ordnung unter US-Führung zu errich-
ten, sind in der Folge des relativen Abstiegs 
der USA heute nicht mehr tragbar – so die 
unausgesprochene Annahme der trump-
schen Außenpolitik des «America First». 
Dies bedeutete jedoch keineswegs einen 
Verzicht auf hegemoniale Führung, son-
dern war der Versuch, die dafür nötigen 
Elemente von Zwang und Konsens neu zu 
gewichten. Im Kern wurde der stärker auf 
transatlantischen Multilateralismus set-
zende Ansatz der Obama-Administration 
von der Trump-Regierung durch einen neu-
en, stärker unilateralen Ansatz ersetzt. Da-
mit ist ein steigender Druck auf bestehende  
multilaterale Strukturen innerhalb der 
transatlantischen Ordnung einhergegan-
gen, da der unilaterale Ansatz tendenziell 
bilaterale Verhandlungsformate bevorzugt 
hat.

Bewusst oder unbewusst haben die USA 
mit dieser Form der Rückgewinnung von 
Führungsfähigkeit einen wichtigen sys-
temischen Pfeiler der europäischen Inte-
gration frontal angegriffen: Die EU und 
ihre Vorgängerinnen konstituierten sich 
komplementär in den Räumen, die die auf  
Multilateralismus basierende US-Hegemo-
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nie geschaffen hatte.4 Der Angriff auf die-
sen Multilateralismus und seine Institutio
nen verband sich dabei mit der bereits seit 
über zehn Jahren andauernden Krise der 
neoliberalen Integrationsweise der EU. 
Denn auf kaum einem Gebiet ist die euro-
päische Integration nach innen so tief wie 
im Bereich der Wirtschafts- und Handels-
politik – nirgendwo sonst haben ihre Mit-
gliedsstaaten so viele Kompetenzen an die 
supranationalen EU-Institutionen übertra-
gen wie dort. Und daher agiert die EU auf 
diesem Feld außenpolitisch am geschlos-
sensten und hat hier global das größte Ge-
wicht. Eine Krise der Welthandelsordnung 
wirkt unmittelbar auf sie zurück.

Die trumpsche Form der Hegemoniepolitik 
war dabei in sich höchst widersprüchlich: 
Insofern die USA unter Präsident Trump 
zugleich von den meisten Staaten der EU 
einen höheren militärischen Beitrag zur 
NATO einforderten, ist es bemerkenswert, 
dass politökonomische und geopolitische 
Erwägungen kaum miteinander verknüpft 
wurden: Wenn die USA einen höheren Rüs-
tungsbeitrag der EU-Staaten haben woll-
ten, so hätten sie eigentlich angesichts 
der Tiefe der Krise der europäischen Inte
gration ihren wirtschafts- und handelspoli-
tischen Kurs stärker mit der EU abstimmen 
müssen, um die ökonomische Grundlage 
intensivierter rüstungspolitischer Anstren-
gungen in Europa nicht zu gefährden. Aller-
dings ist zu bedenken, dass die US-ameri-
kanische Forderung nach einem größeren 
europäischen Beitrag zu den NATO-Aus-
gaben nicht einhergeht mit einem Wunsch 
nach einer größeren geopolitischen Auto-
nomie der EU. Die USA sahen sich auch un-

ter Trump nicht auf isolationistischem Kurs, 
sondern nach wie vor als Führungsmacht 
der westlichen Welt. Ihren Angriff auf die 
multilateralen Formen der Reguliyerung 
der Welthandelsordnung verstanden sie 
durchaus als angemessene Maßnahme im 
Interesse der westlichen Welt. 

Fassen wir die Krisentendenzen zusam-
men: Was nach 1945 den transatlantisch-
westeuropäischen Raum konstituierte, 
war nicht nur geopolitisch durch den Aus-
gang des Zweiten Weltkriegs und die fort-
währende Konfrontation während des Kal-
ten Kriegs begründet. Unter dem Dach der 
US-Hegemonie und ihren multilateralen 
Institutionen verfolgten die verschiedenen 
Staaten des transatlantischen Raums ih-
re nationalen fordistisch-wohlfahrtsstaat-
lichen Entwicklungspfade. Mit der Krise 
des Fordismus und der Krise des Goldstan-
dards brach in den 1970er Jahren zwar das 
Bretton-Woods-System zusammen, des-
sen Institutionen wurden aber zu den Trä-
gerinnen der neuen neoliberalen Ordnung. 
Mehr noch: Sie trieben sie aktiv voran und 
globalisierten sie in Gestalt des Washing-
ton Consensus. In der gegenwärtigen Krise 
des Neoliberalismus lässt sich zumindest 
die Frage stellen, inwieweit das trumpsche 
Bestreben, Führungsfähigkeit wiederzuge-
winnen, die institutionellen Strukturen der 
gegenwärtigen multilateralen neoliberalen 
Ordnung zur Disposition stellte, im Glau-
ben, den Neoliberalismus jener Ordnung 

4  Auch die neokonservative Bush-Administration hatte den Mul-
tilateralismus der Welthandelsordnung trotz einzelner Konflikte 
nicht grundsätzlich infrage gestellt.
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über das multilateral mögliche Maß hinaus 
radikalisieren zu können. 

Auch in Teilen der EU haben sich ähnliche 
Projekte in den Staatsapparaten verankern 
können. Denn die Krise der neoliberalen In-
tegrationsweise und die Schwäche linker 
Gegenprojekte haben in den letzten Jah-
ren EU-weit zum Erstarken einer Reihe von 
rechtspopulistischen Parteien und Bewe-
gungen und zuweilen zu einer Transforma-
tion etablierter konservativer Parteien ge-
führt. Auch wenn diese Kräfte nicht überall 
auf eine Radikalisierung des überkomme-
nen Neoliberalismus setzten, so gibt es 
dafür doch prominente Beispiele: Groß-
britannien etwa. Während der EU-Aus-
tritt in einem autoritär-populistischen Dis-
kurs mit der Unterbindung unerwünschter 
Migration, geringeren Abgaben an die EU 
und einem Bruch mit dem Establishment 
in Brüssel popular begründet wurde, er-
öffnete er nun die Möglichkeit, außerhalb 
der EU den Versuch eines Relaunches des 
britischen Neoliberalismus in radikalisier-
ter Form zu wagen (vgl. Jessop 2017). In 
den Brexit-Verhandlungen machte die EU 
auf allen entscheidenden wirtschafts- und 
handelspolitischen Feldern umfassenden 
Gebrauch vom Übergewicht ihrer dort be-
sonders gut ausgebauten supranationa-
len administrativen Kapazitäten. Dies er-
schwerte es der britischen Seite, einen 
den eigenen Interessen nicht abträglichen, 
zugleich aber einvernehmlichen Austritts-
vertrag mit der EU auszuhandeln. In dieser 
Konstellation drohte die britische Regie-
rung mit einem Austritt ohne Vertrag (har-
ter Brexit), um ihre Verhandlungsposition 
zu verbessern. Auf dem Höhepunkt der 

Konfrontation im Sommer 2019 erhielt sie 
von der US-Administration Unterstützung, 
die Großbritannien für den Fall eines harten 
Brexits den raschen Abschluss eines bila-
teralen Handelsabkommens in Aussicht 
stellte und die Regierung zumindest rhe-
torisch gar zum harten Brexit ermunterte. 
Wegen der nationalistischen Zuspitzung 
der Neoliberalismuskrise auf die Brexit-Fra-
ge konnte die politische Linke in Gestalt 
der Labour Party und ihres Vorsitzenden 
Jeremy Corbyn bei den Parlamentswahlen 
nicht entscheidend punkten. Ebenso zeig-
te sich im Agieren der Labour Party sehr  
deutlich, dass trotz des Formulierens anti
neoliberaler Alternativen im Sinne eines 
Green New Deal noch keine tiefgreifende 
Transition der Partei (zurück) zur Sozialde-
mokratie vollzogen wurde. Damit hatte sie 
aufgrund ihrer inneren Machtverhältnis-
se keine Möglichkeit, für den bereits nicht 
mehr abwendbaren Brexit ein linkes Szena-
rio anzubieten – auch deshalb konnte die 
soziale Frage nicht wirkungsvoll auf die 
Agenda gesetzt werden. Zudem wurde Je-
remy Corbyn nach den Wahlen durch den 
stärker zentristischen Keir Starmer ersetzt.
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PESCO – ANTWORT AUF TRUMP 
ODER KONDENSATIONSKEIM EINER 
NEUEN INDUSTRIEPOLITIK?

Der seit 2014 eskalierte Konflikt mit Russ-
land um die Ukraine hat zu einer beträchtli-
chen Steigerung der nationalen Rüstungs-
ausgaben in wichtigen Staaten der EU 
geführt. Das schon auf dem NATO-Gipfel 
in Prag 2002 formulierte und 2014 bekräf-
tigte Ziel (vgl. Stöber 2019), zwei Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts für Rüstung be-
reitzustellen, wurde nun von zahlreichen 
EU-Mitgliedern konsequenter verfolgt als 
noch unter der stärker multilateral aus-
gerichteten Obama-Regierung. Mit der 
Trump-Administration und ihrem veränder-
ten hegemoniepolitischen Ansatz wandel-
ten sich jedoch nicht nur die Bedingungen 
für die Außenhandels- und Wirtschaftspo-
litik der USA: Auch die bündnispolitische 
Verbindlichkeit der USA gegenüber der 
NATO wurde in europäischen Elitendiskur-
sen infrage gestellt, die den Westen ins-
gesamt in einer tiefen Krise und in der De-
fensive gegenüber Russland sahen. Dies 
eröffnete den Weg, die europäischen Inte-
grationsbemühungen auf dem außen- und 
sicherheitspolitischen Feld wiederzubele-
ben. Die Möglichkeiten, die der Vertrag von 
Maastricht (1992) dazu bietet, sind noch 
lange nicht ausgeschöpft – bereits der Ver-
trag über eine Verfassung für Europa von 
2004 und der Vertrag von Lissabon von 
2009 beinhalten das Prinzip der Permanent 

Structured Cooperation (PESCO).5 Doch in 
den 2000er Jahren hatten die unterschied-
lichen sicherheitspolitischen Interessen, 
namentlich der permanente Widerstreit 
zwischen mehr und weniger stark transat-
lantisch ausgerichteten Staaten, die For-
mulierung einer gemeinsamen EU-Außen-
politik behindert. Mit dem Brexit hat sich 
dieses Konfliktfeld erheblich entspannt. 
Dies erleichterte Ende 2017 die Aktivierung 
der PESCO, an der, mit Ausnahme Däne-
marks, alle EU-Mitglieder teilnehmen. 

Der Schwerpunkt der PESCO liegt indes 
nicht auf der Außenpolitik im Allgemei-
nen und der Schaffung neuer multinatio
naler Kampfverbände, sondern auf der 
Vergemeinschaftung der europäischen 
Rüstungspolitik – so wurden weiterhin be-
stehende unterschiedliche nationale Ziel-
setzungen in der Außen- und Sicherheits-
politik galant umschifft. Folglich geht es 
quantitativ um die regelmäßige Erhöhung 
der Verteidigungshaushalte, die mittel-
fristige Anhebung der Rüstungsausgaben 
auf 20 Prozent und der Forschungsaufga-

5  Die Ratifikation des Vertrags über eine Verfassung für Europa 
scheiterte an den Referenden in den Niederlanden und Frank-
reich. Mit dem Vertrag von Lissabon wurden allerdings 2009 
wichtige Inhalte in einer Form übernommen, die zur Ratifikation 
keine Volksabstimmungen voraussetzte.
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ben auf zwei Prozent der Verteidigungs-
haushalte. Und die starke qualitative Kom-
ponente sieht gemeinsame strategische 
Rüstungsprojekte vor, die von einem Eu-
ropäischen Verteidigungsfonds finan-
ziert werden. Auch im neuen Bereich der 
«Cyberdefence» ist eine enge Zusammen-
arbeit vorgesehen. Diese korporatistische 
Komponente wird zugleich mit einem in-
tensivierten Wettbewerb durch Schaffung 
eines europäischen Rüstungsmarkts ver-
schränkt, wovon die wettbewerbsstärks-
ten Hersteller am meisten profitieren wer-
den. So soll nicht zuletzt die Typenvielfalt 
reduziert und die Interoperabilität der 
Streitkräfte, ihrer Strategien und Waffen-
systeme verbessert werden. 

Obwohl die PESCO kein weiterer expliziter 
Integrationsschritt ist, um gemeinsam au-
ßenpolitische Ziele zu formulieren, und da-
mit hinter den französischen Erwartungen 
zurückbleibt, trägt sie gleichwohl zu einer 
weiteren Vertiefung der bereits vergemein-
schafteten militärischen Strukturen bei. 
Insofern sie aber als eine EU-vertragskon-
forme «Koalition der Willigen» organisiert 
ist, kann und soll sie auch Einsatztruppen 
und Logistik für die EU-Battlegroups und 
gemeinsame GSVP-Einsätze bereitstellen 
und sieht die gemeinsame Finanzierung 
von GSVP-Missionen vor.6 Das verlangt, in-
nerhalb von 5 bis 30 Tagen für einen Zeit-

6  Die Gemeinsame Sicherheits- und Außenpolitik (GASP) wurde 
1993 mit dem Vertrag von Maastricht eingerichtet, die Gemeinsa-
me Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) 2001 mit dem 
Vertrag von Nizza unter der Bezeichnung Europäische Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik (ESVP), bevor sie 2007 mit dem 
Vertrag von Lissabon ihren heutigen Namen erhielt. Die GSVP ist 
Teil der GASP, folgt jedoch teilweise besonderen Regeln und hat 
auch einige eigene Institutionen.
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raum von 30 bis 120 Tagen bewaffnete 
Kräfte samt logistischer Unterstützung zur 
Verfügung stellen zu können (vgl. Wissen-
schaftliche Dienste Deutscher Bundestag 
2016).

Im Grunde stellt die PESCO damit primär 
einen Kondensationskeim für die Entwick-
lung einer europäischen Rüstungsindust-
rie dar. Obwohl ihre Aktivierung vor allem 
auf die veränderte Gewichtung von Mul-
tilateralismus und Bilateralismus und na-
mentlich deren Auswirkungen im transat-
lantischen Verhältnis reagiert, indem sie 
die industriepolitische Fundierung für eine 
größere Eigenständigkeit schafft, handelt 
es sich dabei wesentlich um eine Koopera-
tion innerhalb der NATO. Ein solche ist im 
Prinzip weiterhin komplementär zu den In-
teressen der USA, zumal die europäischen 
Rüstungsprojekte auf absehbare Zeit auf 
wichtige industrielle Vorprodukte aus den 
USA angewiesen sein werden.

Eine noch offene und womöglich entschei-
dende Frage für die Bedeutung der PESCO 
in der Zukunft ist, wie sich die gegenwär-
tige Krise des Neoliberalismus entwickelt. 
Generell sind die Rüstungssektoren in den 
einzelnen Nationalstaaten (insbesondere 
durch die Beschaffungs- und Vergabericht-
linien beim Erwerb von Rüstungsgütern 
sowie dank ihrer als strategisch definierten 
Rolle) relativ gut vor entfesseltem Wettbe-
werb und feindlichen Übernahmen abge-
schirmt. Durch die enge Verzahnung mit 
öffentlichen Forschungsinstitutionen kön-
nen sie vor allem in Staaten mit weniger 
entwickelter (Export-)Industrie eine wich-
tige Rolle für eine aktive Industriepolitik 

unter den Bedingungen eines neolibera-
len Wirtschaftsregimes spielen. Allerdings 
können national zersplitterte Rüstungs-
sektoren nicht ausreichend Mittel für For-
schung und Entwicklung konzentrieren 
und auch keine hinreichenden Skalenef-
fekte verbuchen, um langfristig gegenüber 
US-Konzernen wettbewerbsfähig und pro-
fitabel zu bleiben. Ihre niedrigen Stückzah-
len verursachen zudem hohe Stückkosten 
für die nationalen Armeen. 

Darauf hat die PESCO mit einer wettbe-
werbskorporatistischen Agenda reagiert. 
Inwieweit sich die einzelnen Staaten ge-
genüber der PESCO verpflichtet fühlen, 
dürfte nicht unwesentlich von ihrer in-
dustriellen Struktur abhängen – für Frank-
reichs Exportperformance und industrielle 
Innovationskraft spielt der Rüstungssek-
tor zum Beispiel eine größere Rolle als für 
den Deutschlands. Die zukünftige Rolle 
der PESCO ist nicht nur deswegen schwer 
zu bewerten, sondern auch aufgrund der 
eskalierenden Krisentendenzen: der um-
fassenden multidimensionalen Krise des 
Neoliberalismus, die sich durch die Aus-
breitung des Corona-Virus verschärft und 
2020 zu einem dramatischen ökonomi-
schen Absturz geführt hat.

Im Kontext der schlagartig verschärften 
Krise des Neoliberalismus ist nicht nur die 
quantitative Dimension von Interesse, son-
dern auch die Frage nach ihren qualitativen 
Folgen. Zahlreiche Industriezweige, insbe-
sondere Leitsektoren wie die Autoindus
trie, sehen sich seit einigen Jahren mit er-
heblichen Problemen konfrontiert – wenn 
es zum Beispiel darum geht, Antworten auf 
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die ökologische Frage zu liefern. Im Bereich 
Elektroantriebe hinkt die europäische Au-
tomobilindustrie technisch zum Teil erheb-
lich ihrer außereuropäischen Konkurrenz 
hinterher (vgl. Schadt 2020) und insgesamt 
wird der Individualverkehr immer kritischer 
in Bezug auf seine CO2-Bilanz gesehen. 
Tendenzen eines strukturellen Nachfrage-
rückgangs waren schon vor der Eskalati-
on durch die Corona-Krise offensichtlich. 
Sie werden nun durch die Krise konjunktu-
rell verschärft, die Stilllegung von Produk-
tionskapazitäten lässt perspektivisch die 
Frage nach ihrem Wiederanfahren zu ei-
ner Frage der Konversion werden. Dies gilt 
vor allem dann, wenn sich die Corona-Krise 
mittelfristig nicht einfach als ein quantita-
tiver Einbruch darstellt, sondern wenn mit 
einer dauerhafteren Verschiebung von Kon-
sumptionsmustern eine Neugestaltung von 
Produktions- und Distributionsabläufen 
einhergeht, die auf die industrielle Struk-
tur insgesamt wirken würde. Das bedeutet 
aber nicht, dass die Konversion dieser Pro-
duktion zwangsläufig in Richtung Rüstung 
gehen wird, sondern ist immer eine Frage 
von gesellschaftlichen Kräfteverhältnis-
sen. Zudem haben die seit Jahrzehnten ver-
nachlässigten Infrastrukturen einen erheb-
lichen Investitionsbedarf. Die Corona-Krise 
zeigt einmal mehr, dass dies nicht nur für 
Verkehrsinfrastrukturen gilt. Und gerade 
vor dem Hintergrund globaler Konkurrenz 
besteht ein Zwang zur infrastrukturellen 
Wettbewerbsfähigkeit – mit allen Implika-
tionen für die weitere Hegemoniefähigkeit 
des neoliberalen Paradigmas.

Allein schon um des Managements der öko- 
nomischen Krise willen scheint ein stärker 

korporatistisches Wachstumsmodell denk-
bar, das zugleich das Kräfteverhältnis der 
Kapitalfraktionen beeinflusst. Strukturen 
wie die PESCO, die den Rahmen für die 
Koordinierung von Industriepolitiken in ei-
nem wenn auch begrenzten Sektor her-
stellen, könnten sich zudem zur Blaupause 
für weitere neue europäische Industrie
politiken entwickeln. Bislang haben aller-
dings jene Felder, die sich mit der Regulie-
rung der ökologischen Krise beschäftigen 
(European Green New Deal), sowie die 
darauf abgestimmten EU-Industriestra-
tegien ein höheres Gewicht bei der Ver-
schiebung industriepolitischer Diskur-
se gehabt (vgl. Eder/Schneider 2020: 4 f.)  
Hinzu kommt eine verschärfte Konkurrenz 
mit China, die sich sowohl in Form markt-
getriebener kapitalistischer Konkurrenz 
als auch in Gestalt system- und geopoliti-
scher Konkurrenz artikuliert (siehe nach-
stehenden Exkurs). Es macht einen Unter-
schied, ob China primär als systemische 
Herausforderung im wettbewerblich-öko-
nomischen oder im geopolitischen Sin-
ne gesehen wird. Ersteres schlägt sich in 
vermehrten Diskursen und Initiativen zur 
«digitalen Wende» und zur «Industrie 4.0» 
nieder (vgl. Eder/Schneider 2020: 6 f.); 
Letzteres könnte zu einer stärkeren Ge-
wichtung rüstungspolitischer Initiativen 
und einer Konkurrenz industriepolitischer 
Ressourcen führen. Inwieweit dies indi-
rekt der bislang stockenden Militarisierung 
der EU eine neue Dynamik verleihen kann, 
gilt es daher beständig im Auge zu behal-
ten. Weitere Forschung auf diesen – hier 
nur kursorisch angedeuteten – Feldern ist 
von höchster Relevanz, um die künftige 
Entwicklung der europäischen Integration 
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kontinuierlich fassen und ihre Tendenzen 
projizieren zu können. Dies gilt für sämtli-
che industriepolitischen Felder – von der 
Mobilitäts- bis zur Rüstungspolitik. Unbe-
streitbar ist die diskursive Öffnung hin zum 
Begriff Industriepolitik, der zu Hochzeiten 
des Neoliberalismus an sich verpönt war.

Ebenso sind die Dynamiken 
infolge der gegenwärtigen 
(Corona-)Krise mitzubeden-
ken: Werden desintegrati-
ve Tendenzen innerhalb der 
EU die Oberhand gewinnen 
und weitere Integrations-
schritte erschweren? Oder 
wird auf diese mittelfristig 
mit neuen Vergemeinschaf-
tungsschritten reagiert wer-
den, um beispielsweise den 
Übergang in ein postneo-
liberales Wachstumsmo-
dell zu organisieren? Kehrt 
der Druck der Austeritätspolitik mittelfris-
tig wieder zurück? Welche Auswirkungen 
wird die Krise auf die globale Handels- und 
Wirtschaftsordnung haben? Bedeutet eine 
Renaissance von Industriepolitik zwangs-
läufig eine Überwindung der wettbewerbs-
staatlichen Integrationsweise oder würde 
sie komplementär eingebaut? Diese polit-
ökonomischen Logiken sind für die Frage 
und auch die Kritik einer gemeinsamen eu-
ropäischen Außenpolitik von erheblicher 
Bedeutung. Denn, wie gezeigt, ist eine neo-
liberale europäische Integrationsweise, die 
die verschiedenen nationalen Staats- und 
Zivilgesellschaftskomplexe als nationa-
le Wettbewerbsstaaten in Konkurrenz zu-
einander setzt, der Entwicklung einer ge-

meinsamen Sicherheits- und Außenpolitik 
nur begrenzt dienlich. Eine stärker verge-
meinschaftete europäische Rüstungspoli-
tik muss sich nicht zwangsläufig in effek-
tives gemeinsames außenpolitisches und 
militärisches Handeln übersetzen, solange 
der wettbewerbsstaatliche Integrations-

modus an sich Tendenzen 
der nationalen Konkurrenz 
untereinander befördert. 
Allerdings liegt hier auch 
eine friedenspolitische He-
rausforderung verborgen: 
Was, wenn es gelingt, die 
Krisentendenzen durch eine 
erneuerte Form der europä-
ischen Integration zu ban-
nen, die die Konkurrenz der 
nationalen Wettbewerbs-
staaten durch deren verbes-
serte Koordination überwin-
det? Eine EU mit stärkeren 
inneren Transfermechanis

men, Elementen einer Sozialunion und ei-
nes europäischen Korporatismus wäre 
noch immer eine kapitalistisch verfasste 
Union. Sie wäre nicht zwangsläufig fried-
fertiger, sondern möglicherweise infolge 
ihrer inneren Reformen überhaupt erst in 
der Lage, im Konzert der großen Mächte 
als Union aufzutreten. Doch jenseits dieser 
Spekulation stellt sich (zunächst) die Frage, 
wie führende Teile unserer politischen Eli-
ten, namentlich der CDU/CSU-Fraktion, die 
gegenwärtige Situation einschätzen und 
welche Rolle sie der EU beimessen.

EINE STÄRKER VER- 

GEMEINSCHAFTETE 

EUROPÄISCHE 

RÜSTUNGSPOLITIK 

MUSS SICH NICHT 

ZWANGSLÄUFIG IN 

EFFEKTIVES GEMEIN-

SAMES AUSSENPOLI-

TISCHES UND MILITÄ-

RISCHES HANDELN 

ÜBERSETZEN.
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EXKURS: VERUNSICHERUNG  
UND HOFFNUNG DER DEUTSCHEN 
AUSSENPOLITISCHEN ELITEN 

Wie gesehen, fallen die Krise der US-Hege-
monie und die Krise der europäischen Inte-
gration nicht zufällig zusammen. Sie sind 
als zwei aufeinander bezogene, ja sich ei-
nander bedingende und sich gegenseitig 
verstärkende Bewegungen zu verstehen, 
deren reales Ausmaß heute noch nicht 
vollständig erfasst werden kann. Dies sorgt 
für tiefe Verunsicherung innerhalb der 
Machtblöcke der meisten EU-Staaten. Bin-
nen weniger Jahre wandelte sich die Wahr-
nehmung der eigenen Lage – auch in der 
politischen Führung. Exemplarisch wird 
dies in den Reden der deutschen Bundes-
präsidenten zur Eröffnung der Münchner 
Sicherheitskonferenz ersichtlich.

Im Februar 2014, wenige Jahre nach dem 
Höhepunkt der Eurokrise und am Vorabend 
der Eskalation in der Ukraine, überwog bei 
Joachim Gauck eine vorsichtig optimisti-
sche Einschätzung der gegenwärtigen Si-
tuation Deutschlands in der Welt – trotz der 
Krise Europas und des Multilateralismus. 
Inmitten dieser Krise befinde sich Deutsch-
land schon im 24. Jahr auf dem Weg von 
einem Nutznießer der Sicherheit zu einem 
Garanten internationaler Ordnung und Si-
cherheit. Allerdings gelte es, sich noch ent-
schiedener bei der «Sicherung von Men-
schenrechten und Rechtsstaatlichkeit» 

einzubringen, «um den Ordnungsrahmen 
aus Europäischer Union, NATO und den 
Vereinten Nationen aufrechtzuerhalten 
und zu formen». Wo die USA nicht ständig 
mehr leisten könnten, müssten «Deutsch-
land und seine europäischen Partner für 
ihre Sicherheit zunehmend selbst verant-
wortlich sein». Als Vertreter eines «um-
fassenden Sicherheitsbegriffes» bekannte 
sich Gauck zu dem Prinzip der «Schutzver-
antwortung», wobei auch der Verzicht auf 
Intervention eine «moralische Herausfor-
derung» darstelle (vgl. Gauck 2014).

Sechs Jahre später, im Februar 2020, war 
die deutsche Außenpolitik mit der Zu-
spitzung der seit Langem latenten Krisen 
konfrontiert: Die trumpsche Außenpolitik 
verfolgte keine multilaterale transatlanti-
sche Politik, der Ukraine-Konflikt ist 2014 
militärisch eskaliert, der Brexit war in vol-
lem Gange und die westlichen Staaten sa-
hen sich – im zum Stellvertreterkrieg auf-
geladenen – syrischen Bürgerkrieg nicht 
auf der Seite der Gewinner und unter-
stützten in Libyen sogar konkurrierende 
Konfliktparteien. Während die deutschen 
Rüstungsausgaben seit einigen Jahren er-
heblich stiegen, agierte die deutsche und 
europäische Außenpolitik recht glücklos. 
Dies nötigte zur Reflexion. So ging Joa-
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chim Gaucks Amtsnachfolger, der ehe-
malige Außenminister Frank-Walter Stein-
meier, über die Reflexion der jüngsten 
Niederlagen hinaus und beschäftigte sich 
mit dem Niedergang der gesamten – nach 
1945 begründeten – internationalen Ord-
nung. 

Das damals begründete System der Ver-
einten Nationen, die Bretton-Woods-Ins-
titutionen (auf denen auch unsere gegen-
wärtige Handelsordnung noch basiert) 
sowie die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte seien in ernster Gefahr bzw. 
weit von ihrer Realisierung entfernt. Die 
Sorge, in das klassische Sicherheitsdilem-
ma zurückzufallen, in dem die Sicherheit 
des einen die Unsicherheit des anderen 
ist, durchzieht die gesamte Rede. Nationa-
lismus und eng verstandene nationale Si-
cherheitsinteressen werden dafür verant-
wortlich gemacht – dem gegenüber stehen 
die großen Menschheitsfragen, die auch 
der größte Staat der Erde nicht allein be-
wältigen könne (Steinmeier 2020).

Steinmeier benennt die globale Pax Ame-
ricana als eine der Ursachen für den öko-
nomischen Aufstieg Europas und Deutsch-
lands, deren Zerfall aber drohe. Derweil 
seien in der EU wirtschaftliche Divergenz 
statt Konvergenz und zunehmend ideolo-
gische Gräben zu beobachten. Es sei nicht 
mehr davon auszugehen, «dass die gro-
ßen Mächte ein Interesse an einer gelin-
genden europäischen Integration haben». 
Das gelte auch für die USA. «Europa ist der 
unabdingbare Rahmen für unsere Selbst-
behauptung in der Welt. Europa ist und 
bleibt 75 Jahre nach dem Ende des Kriegs 

zugleich die einzige gelungene Antwort auf 
die Herausforderungen unserer Geschich-
te und Geografie. Scheitert das europäi-
sche Projekt, dann stehen die Lehren der 
deutschen Geschichte infrage.» (Ebd.)

Während «der Ausbau des europäischen 
Pfeilers der NATO» unabdingbar sei, sieht 
Steinmeier eine «verteidigungspolitisch 
handlungsfähige EU» nicht nur als eine ei-
genständige Sicherheitsgarantin, sondern 
sogar als eine Voraussetzung, um die USA 
in der Allianz halten zu können. Denn das 
«neue Gravitationszentrum US-amerikani-
scher Interessen und Herausforderungen 
liegt in Asien». Mit Blick auf die Interessen 
der stark transatlantisch ausgerichteten 
mitteleuropäischen Staaten versteht er die 
NATO als Voraussetzung für die Einheit der 
EU, auch wenn sich Europa nicht «mit ei-
ner zunehmenden Entfremdung von Russ-
land» abfinden dürfe (ebd.). 

Obwohl Steinmeier für einen Ausbau der 
eigenständigen militärischen Kapazitäten 
der EU eintritt, hinterfragt er die bisherige 
westliche und europäische Außenpolitik. 
Im Kontrast zum Amtsvorgänger Gauck 
fällt nicht nur eine tiefere Reflexion der in-
ternationalen Ordnung und ihrer multi-
plen Krisenmomente auf, sondern auch 
die Abkehr von Konzepten wie dem der 
«Schutzverantwortung», die bislang eine 
wichtige Rolle dabei spielten, interessen-
geleitete westliche Militärinterventionen 
diskursiv und juristisch zu legitimieren. 
Auch den Begriff «umfassende Sicherheit» 
ließ Steinmeier stillschweigend fallen und 
reflektierte stattdessen über die Begrenzt-
heit der eigenen Gestaltungsmöglichkei-
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ten, eine implizite Kritik an Militärinterven-
tionen: «Aufgabe kluger Außenpolitik ist 
es und muss es sein, durch Mut und Tat-
kraft Kriege zu verhindern, Konflikte zu 
entschärfen, Leid zu lindern. Ihre Aufgabe 
ist es auch, die normative Verständigung 
zum Schutz unserer menschlichen Le-
bensgrundlagen zu suchen.» Die Erosion 
der internationalen Ordnung durch weni-
ger Diplomatie und die Aufkündigung von 
Rüstungskontrollverträgen und internatio-
nalen Abkommen lasse sich auch mit Ver-
teidigungsausgaben von zwei Prozent des 
Bruttosozialprodukts nicht aufhalten. Viel-
mehr gelte es, Wege «in die allgemeine Re-
spektierung des Völkerrechts» zu finden 
und «die Sicherheit der anderen in die eige-
nen Sicherheitsstrategien zu integrieren»  
(ebd.).

Westliche Handlungskapazitäten werden 
bei Steinmeier skeptischer, Rüstungs-
kontrolle und internationale Diplomatie 
höher bewertet, die eigenen Sicherheits-
strategien – wenigstens implizit – darauf-
hin befragt, ob sie die Sicherheit der an-
deren berücksichtigt haben. Kurzum: Den 
Selbstreflexionsprozess deutscher Eliten 
gilt es permanent im Auge zu behalten, 
denn zahlreiche friedenspolitische For-
derungen, die vor wenigen Jahren noch 
als Beleg für eine «mangelnde Regie-
rungsfähigkeit» der Partei DIE LINKE her-
halten mussten, werden nunmehr selbst 
vom Bundespräsidenten vertreten und 
in der Eröffnungsrede der Münchner Si-
cherheitskonferenz vorgetragen. Schie-
re Machtverhältnisse einer gewandelten 
weltpolitischen Konstellation scheinen da-
zu zu zwingen.

DEN BEGRIFF «UMFASSENDE 

SICHERHEIT» LIESS STEINMEIER 

STILLSCHWEIGEND FALLEN UND 

REFLEKTIERTE STATTDESSEN 

ÜBER DIE BEGRENZTHEIT  

DER EIGENEN GESTALTUNGS

MÖGLICHKEITEN.
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Allerdings ist außer dem allgemeinen Ver-
weis auf zunehmende wirtschaftliche Di-
vergenzen in Steinmeiers Rede kaum ein 
Wort zur tiefen inneren Krise der EU zu 
finden. Die Frage, wie sie die außenpoliti-
schen Handlungsfähigkeiten und konzep
tionellen Vorstellungen beeinflusst, kann 
so nicht erörtert werden. 

An dieser Stelle werden letztlich die Gren-
zen der Institution Bundespräsident deut-
lich: Obwohl auf ihren Schultern keine 
unmittelbar praktische politische Verant-
wortung lastet, sind die Bundespräsiden-
ten Teil des herrschenden Blocks und sei-
ner strukturkonservativen Interessen. Sie 
bewegen sich nur bedingt über den politi-
schen Konsens hinaus. Die Ära Merkel war 
wesentlich geprägt von einer Verwaltung 
der Neoliberalismuskrise in Deutschland 
und der EU im Interesse der führenden 
transnationalen und deutschen Elitenfrak-
tionen. Trotz der Tiefe der Hegemoniekri-
se ist dies bislang leidlich gelungen, der 
Erosionsprozess der Hegemonie wurde 
verlangsamt, indem die politischen und 
sozialen Kosten der Bearbeitung ihrer Wi-
dersprüche während der Eurokrise an die 
europäische Peripherie verlagert wurden. 
Nicht nur das deutsche Exportmodell, son-
dern auch die Interessen der größten trans-
nationalen Konzerne der EU sowie des 
Bankensektors konnten so mittels der Po-
litik der Sozialisierung von Verlusten und 
dem Erhalt des Euro gesichert werden, 
Letzteres durch umfassende und anhal-
tende Austeritätspolitiken in zahlreichen 
Staaten der Eurozone (Becker/Jäger 2012). 
Diese Politik wollte vor allem eine grund-
legende Marktbereinigung verhindern und 

so bestehende Eigentumstitel retten. Das 
Krisenmanagement konservierte also die 
ökonomischen Strukturen in den Zentren. 
Eine grundlegende Erneuerung des euro-
päischen Kapitalismus war da trotz aller so-
zialen Verheerungen nicht zu erwarten.

Obwohl die Reden deutscher Bundes-
präsidenten schon aufgrund ihres Anlas-
ses – der Eröffnung der Münchner Sicher-
heitskonferenz – exemplarische Relevanz 
besitzen, wenn es darum geht, Kontinui
täten und Brüche im außenpolitischen 
Denken im herrschenden Block zu veran-
schaulichen, so gehen sie nicht unmittel-
bar in die praktisch handelnde Exekutive 
ein. Gerade das erlaubt es ihnen, konzep-
tionell vorzugreifen, auch um den Preis ei-
nes gewissen Maßes an Unverbindlichkeit. 
Wie positionierte sich nun das für die For-
mulierung praktischer Politik zuständige 
Auswärtige Amt zur deutschen EU-Rats
präsidentschaft, die die Bundesrepublik 
von Juni 2020 an für ein halbes Jahr (als so-
genannte Trio-Präsidentschaft mit Portugal 
und Slowenien)7 innehatte?

Am 15. November 2019 hatte Außenmi-
nister Heiko Maas in seinem Beitrag «Für 
ein Europa, das stark ist, souverän und so-
zial» gegenüber dem Redaktionsnetzwerk 
Deutschland erste Hinweise auf die Zie-
le der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
gegeben. Er erklärte dort, dass er sozialer 
Kohäsion eine hohe Bedeutung innerhalb 

7  Jeder der drei genannten Staaten hat dabei (beginnend mit 
Deutschland) für jeweils sechs Monate die Präsidentschaft inne, 
die Regierungen entwickeln dabei ihre Agenda in enger Abstim-
mung, um so dem Vorsitz mehr Kontinuität zu geben.
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der EU beimesse und den «Wettlauf der 
Sozialstandards nach unten […] durch ei-
nen gemeinsamen Rahmen für die sozia-
le Grundsicherung und für Mindestlöhne» 
stoppen wolle. Dennoch verzichtete er in 
seinem Beitrag auf eine Analyse der Krise 
der EU und insbesondere ihres neolibera-
len Integrationsmodus sowie des Verhält-
nisses zwischen innerer Verfasstheit und 
außenpolitischer Handlungskapazität der 
EU. Dafür formulierte er Forderungen, et-
wa nach einer fairen Handelspolitik, nach 
möglichst engen künftigen Beziehungen 
zu Großbritannien und nach einer «Stabi-
lisierung des westlichen Balkans durch 
die Annäherung an die EU». Die östlichen 
und südlichen Nachbarn sollten bei Refor-
men unterstützt werden, was eine Fortfüh-
rung des bisherigen Bias der EU-Nachbar-
schaftspolitiken indiziert. Zudem müsse 
man in Europa aufhören, sich nur mit sich 
selbst zu beschäftigen, mehr in die transat-
lantische Partnerschaft investieren und be-
dürfe es eines strategischen Weitblicks ge-
genüber Ländern wie China (den von ihm in 
Aussicht gestellte EU-China-Gipfel musste 
er später wegen der Pandemie absagen). 
Äußerungen zur Krisendynamik des trans
atlantischen Verhältnisses oder zu den Ka-
pazitäten und Grenzen der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik sucht man bei Maas 
vergeblich. Allerdings hebt er hervor, dass 
Deutschland die Beziehungen zu Mittel- 
und Osteuropa intensiviert und mit Frank-
reich ein Arbeitsprogramm vereinbart ha-
be, das unter anderem einen Europäischen 
Sicherheitsrat vorsehe, denn Europa müs-
se außenpolitisch geschlossener und stra-
tegischer handeln. Das Wort «autonomer» 
meidet er dabei. (Maas 2019).

Die Krisenanalyse des Außenministers 
unterscheidet sich erheblich von der des 
Bundespräsidenten und gelangt zu an-
deren Handlungsvorschlägen: «Auch in 
den Krisen in unserer Nachbarschaft – in 
Syrien, Libyen oder in der Sahel-Zone –  
muss die EU schneller und effektiver han-
deln.» Maas fordert ein «gemeinsames 
Hauptquartier für sämtliche Einsätze der 
Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik der EU» und ein Kompetenz-
zentrum für ziviles Krisenmanagement 
(ebd.). Der Kontrast zur skeptischen Rede 
Steinmeiers belegt, dass die grundlegen-
den inneren und äußeren Bedingungen für 
ein rasches und effektives Handeln der EU 
in ihrer Nachbarschaft im Vorfeld der deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft innerhalb 
der deutschen Eliten kontrovers einge-
schätzt wurden.8

Maas behandelt das transatlantische Ver-
hältnis nur oberflächlich, das europä-
isch-russische Verhältnis gar nicht. In Be-
zug auf China fordert er eine europäische 
Industriepolitik, um eine höhere technolo-
gische Unabhängigkeit zu erreichen. Die-
ser wettbewerbskorporatistische Akzent, 
der auch der PESCO zu eigen ist, kann als 
Voraussetzung betrachtet werden, um 
die weitere Vergemeinschaftung der eu-
ropäischen Sicherheitspolitik materiell zu 
fundieren – allerdings komplementär zur 
NATO. Insgesamt äußerte der amtierende 
Außenminister im US-Wahljahr ein deut-

8  In seinen Reden während der deutschen EU-Ratspräsident-
schaft machte Maas zudem deutlich, dass in Krisen dauerhaf-
te Lösungen nicht allein mit militärischen Mitteln zu erreichen 
seien – womit er den Akzent zumindest implizit stärker auf das 
Militärische legte; vgl. Dellheim/Zimmer 2021: 5.
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lich transatlantischer geprägtes Verständ-
nis deutscher Außenpolitik. Die Monate 
bis zum Ausgang der US-Wahlen wurden 
überbrückt, unglückliche Festlegungen 
vermieden, um auf das Worst-Case-Sze-
nario einer zweiten Trump-Präsidentschaft 
vorbereitet zu sein. Dazu kam es nicht.

Die Wahlen gewann der Demokrat Joseph 
Biden. Die deutsche Verteidigungsministe-
rin Annegret Kramp-Karrenbauer reagierte 
darauf mit einer Grundsatzrede am 17. No-
vember 2020 an der Helmut-Schmidt-Uni-
versität der Bundeswehr. Sie zeigte sich er-
leichtert über den Wahlausgang und sah 
die Chance gekommen, die transatlanti-
sche Zusammenarbeit (wieder) zu intensi-
vieren. In anderen Worten: Sie möchte je-
ne Tendenzen, die während der Jahre der 
Trump-Administration in Richtung einer 
Autonomie Europas drängten, (wieder) be-
grenzen und sich so (unausgesprochen) 
dem transatlantischen Grundkonsens 
(wieder) annähern. Für sie gibt es eine glo-
bale Systemkonkurrenz. Die westlichen, 
offenen Gesellschaften und deren Institu-
tionen würden von auf wirtschaftlichem, 
gesellschaftlichem und militärischem Ex-
pansionskurs befindlichen globalen Kon-
kurrenten herausgefordert, die daran ar-
beiteten, «das Völkerrecht umzuschreiben 
und zu entstellen». Noch verunsichert über 
die Politik der Trump-Administration, frag-
te sie: «Wie verlässlich sind die Vereinig-
ten Staaten von Amerika? Nehmen wir in 
Europa dieselben Bedrohungen wahr? […] 
Wie entschlossen ist Deutschland selbst? 
Können wir Europäer uns aufeinander 
verlassen, wenn es darauf ankommt?» 
(Kramp-Karrenbauer 2020)

Staatliches Handeln insgesamt will die Mi-
nisterin verstärkt einer versicherheitlichten 
Logik unterwerfen, wie der Begriff «ein ver-
netztes Politikverständnis» indiziert. Den 
geografischen Bezugsrahmen dieser Poli-
tik dehnt sie angesichts bedrohter Liefer-
ketten bis in den indopazifischen Raum 
hinein aus. Hier überlappt sich ihre Vision 
deutscher und europäischer Außen- und 
Sicherheitspolitik mit der von den USA 
postulierten Verschiebung des globalen 
Zentrums nach Ostasien. Für Kramp-Kar-
renbauer bleiben die USA aufgrund ihrer 
nuklearen und konventionellen Kapazitä-
ten auf absehbare Zeit wichtigste Verbün-
dete, ohne die sich Deutschland und Euro-
pa nicht schützen könnten. Sie hoffe, dass 
die USA weiterhin an deren Verteidigung 
interessiert seien, auch wenn sie ihren Fo-
kus nach Asien verlegten. Deutschland 
müsse seine eigene Sicherheit ernst neh-
men, damit die USA dies auch täten (vgl. 
ebd.). Vor dem Hintergrund der Verschie-
bung des geografischen Weltzentrums sei 
gegenseitige Loyalität im Bündnis gefragt. 
Wenn Europa seinen Teil nicht beitrage, 
stehe es in der Auseinandersetzung mit 
Russland allein dar. Eine wachsende Au-
tonomie Europas ist folglich nur komple-
mentär zu US-amerikanischen Interessen 
denkbar, eine – von Frankreich angedach-
te – strategische Autonomie kann es nicht 
geben, würde vom transatlantischen Lager 
innerhalb der EU auch nicht mitgetragen 
und liefe Gefahr die eigenen europäischen 
Ressourcen zu überdehnen. Da es ihr 
gleichwohl darum geht, «auch eigenstän-
dig als Europäer handeln zu können, wo es 
in unserem gemeinsamen Interesse liegt», 
sollten die Europäer der Biden-Administra-
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tion einen New Deal vorlegen, zu dem die 
Stärkung des Verteidigungshaushalts und 
das Bekenntnis Deutschlands zur nuklea-
ren Teilhabe in der NATO gehören. Ebenso 
strebt sie eine gemeinsame Agenda Euro-
pas und der USA «beim Thema China dort, 
wo es mit unseren Interessen vereinbar 
ist», mit hoher Priorität an (ebd.).

Die strukturelle Schwäche der EU, eine ge-
meinsame Sicherheitspolitik zu formulie-
ren, verdeutlicht die Bilanz der deutschen 
Ratspräsidentschaft auf diesem Feld, die 
zwar betont, Ergebnisse für ein geschlos-
senes EU-Außenhandeln und eine «stär-
kere geopolitische Rolle der EU» erzielt zu 
haben (Auswärtiges Amt 2020: 14), aber 
jede Formulierung vermeidet, die auf ei-
ne unabhängigere europäische Außen-
politik hindeutet. Mit der beschlossenen 
Möglichkeit, dass sich Drittstaaten an der 
Rüstungszusammenarbeit im Rahmen der 
PESCO beteiligen können, hat man ver-
sucht, Großbritannien auch jenseits der 
NATO weiterhin sicherheitspolitisch in die 
EU einzubinden. Eine Teilnahme der USA 
ist ebenso möglich, wie die Norwegens 
und Kanadas (vgl. ebd.: 15). Auch das 
PESCO-Projekt European Medical Com-
mand (EMC) soll eng an die NATO ange-
bunden sein (vgl. ebd.: 5). Insgesamt war 
das Auswärtige Amt bemüht, die deutsche 
Ratspräsidentschaft so transatlantisch wie 
unter den Bedingungen der damaligen 
Trump-Administration möglich zu gestal-
ten. 

Inzwischen liegt eine erste «Bedrohungs-
analyse» der EU vor, die das zentrale 
Grundlagendokument für die Entwicklung 
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TION MÖGLICH ZU GESTALTEN. 
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des «Strategischen Kompasses» werden 
soll. Allerdings ist es zurzeit als «EU 
Secret» eingestuft und soll erst 2022 un-
ter der französischen Ratspräsidentschaft 
finalisiert werden (vgl. Dellheim/Zimmer 
2021: 4). Die Vertraulichkeit der zugrunde 
liegenden Analyse ist einerseits problema-
tisch für oppositionelle Akteure, die eben-
falls Interesse an der Formulierung von Au-
ßenpolitik haben, andererseits deutet sie 
darauf hin, dass es unter den Regierungen 
der Mitgliedsstaaten unterschiedliche Auf-
fassungen über die Definition der Bedro-
hungen gibt. 

Die Beziehungen zwischen der EU und Chi-
na werden nach wie vor vorrangig unter 
ökonomischen Aspekten betrachtet, wie 
etwa dem Marktzugang für EU-Unterneh-
men. Eine «Neuausrichtung der EU-Han-
delspolitik» wird an der traditionell freihan-
delsbetonten Orientierung der EU auch 
unter den veränderten globalpolitischen 
Umständen, bei möglichst kleinen Adap-
tionen, und an der «Diversifizierung von 
Handelsbeziehungen» (Auswärtiges Amt 
2020) festhalten. Die Frage des Nationa-
len Sicherheitsgesetzes in Honkong und 
der Aufnahme einer Strategischen Part-

nerschaft mit der Association of Southeast 
Asian Nations (ASEAN) sind als Hinwei-
se auf die wachsende Systemkonkurrenz 
zwischen der EU und China zu lesen.

Insgesamt hat sich die deutsche EU-Rats
präsidentschaft um eine möglichst trans
atlantisch ausgerichtete europäische Au-
ßenpolitik bemüht und bei dem Projekt 
des strategischen Kompasses wird sich 
erst im Laufe der weiteren Beratungen 
zwischen den Mitgliedsländern zeigen, 
ob er die von Kramp-Karrenbauer (2020) 
angekündigte «klare sicherheitspolitische 
Ausrichtung» haben wird. Für die Bun-
desregierung bleibt die NATO der zentrale 
Rahmen; Kritik an den Kosten eines größe-
ren Engagements in der NATO begegnet 
Kramp-Karrenbauer mit dem Argument, ei-
ne strategische Autonomie falle weit teurer 
aus als die im Rahmen der NATO geforder-
ten zwei Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts für Rüstung. 

Hier deutet sich eine diskursive Strate-
gie an, die in den kommenden Jahren ei-
ne erheblich größere Schlagkraft entfalten 
könnte: Im Kontext der Krise der EU, die ih-
re außenpolitischen Kapazitäten nicht un-
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SCHEN KAPAZITÄTEN 

NICHT UNBERÜHRT.
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berührt lässt, wird Aufrüstung im Zusam-
menhang der NATO bzw. komplementär 
zu ihr als die kostengünstigere und mode-
ratere Alternative zu einer eigenständige-
ren EU präsentiert. Während der Jahre der 
Trump-Administration konnte diese Ar-
gumentation weniger verfangen, auch in-
sofern in der Öffentlichkeit Zweifel an der 
Bündnistreue der USA unter Trump bestan-
den. Der Wechsel der US-Administration 
wird diskursiv die transatlantisch ausge-
richteten Kräfte stärken und europäische 
Rüstungsinitiativen werden nunmehr zuse-
hends transatlantisch gerahmt werden. 

Bereits vor dem offiziellen Regierungs-
wechsel zeichnete sich ab, dass mit der 
Abwahl Trumps die de facto vorhande-
nen Deinstitutionalisierungstendenzen 
der transatlantischen Ordnung vorerst ge-
stoppt würden. Allerdings gibt es über 
die Administrationen hinweg erhebliche 
Kontinuitäten in der US-Außenpolitik. Sie 
sind bei den Schlussfolgerungen für eine 
alternative europäische Außenpolitik zu 
berücksichtigen, insofern die EU sich als 
Gemeinschaft noch immer wesentlich auf 
den Schultern der transatlantischen Ord-
nung konstituiert.
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TRANSATLANTISCHE POLITIK  
IN DER WELT NACH TRUMP

Infolge eines seit Jahrzehnten schrump-
fenden Anteils der USA am Weltbrutto-
sozialprodukt sowie einer Verlagerung 
wichtiger Schlüsselindustrien und Produk-
tionsketten nach Übersee haben die Fähig-
keiten der USA abgenommen, im globalen 
Maßstab Hegemonie organisieren zu kön-
nen. Dennoch haben wir in den letzten Jah-
ren kein Decline-Management gesehen, 
sondern den Versuch, die US-Hegemo-
nie aufrechtzuerhalten. Dieses Bestreben 
kann bei allen US-Präsidenten der jünge-
ren Vergangenheit beobachtet werden, 
auch wenn die Methoden variierten. 

Bereits die Regierung unter George W. 
Bush Jr. betrachtete es als Ziel, auch das 
21. Jahrhundert zu einem US-amerikani-
schen zu machen und nahm dafür wie zu-
vor Clinton den pazifischen Raum stärker in 
den Blick. Im Bewusstsein der vermeintli-
chen eigenen Stärke wurde das unilatera-
le Moment der US-Außenpolitik stärker ge-
wichtet als das multilaterale – dies ebnete 
auch den Weg zur Invasion in den Irak. Ein 
Generalangriff auf die jahrzehntealten Ins-
titutionen der US-Hegemonie an sich fand 
unter George W. Bush nicht statt. Die Oba-
ma-Administration hat ab 2008 die glo-
balen Kräfteverhältnisse pessimistischer 
wahrgenommen und deshalb das multila-
terale Moment der US-Außenpolitik her-

vorgehoben, um die hegemoniepolitischen 
Kapazitäten der USA zu erweitern und so zu 
stabilisieren. Eine unausgesprochene An-
nahme des «America First» der Trump-Ad-
ministration hingegen ging davon aus, dass 
zu ausgeprägte hegemoniepolitische Zuge-
ständnisse und eine auf Multilateralismus 
basierende Außen- und Handelspolitik die 
Kapazitäten der USA überfordern würde.9 
Es war weniger Isolationismus an sich als 
vielmehr ein Angriff auf etablierte multila-
terale Strukturen, was die US-Außenpolitik 
gerade auch gegenüber Europa auszeich-
nete. Dieser Bruch mit etablierten Formen 
und Strukturen knüpfte allerdings an die 
sich seit Dekaden vollziehende Reorien-
tierung der US-Außenpolitik Richtung des 
asiatisch-pazifischen Raums und jüngeren 
Bemühungen zur Eindämmung Chinas an 
(vgl. Solty 2020: 5). Letzteres ist ein Mo-
ment der Kontinuität und findet sich bei der 
Bush-, der Obama-, der Trump- und auch 
der Biden-Administration. 

Trotz einer sichtbaren Krise und externen 
Herausforderungen der US-Hegemonie 
sehen die verschiedenen US-Regierungen 

9   Im offiziellen Diskurs der Trump-Administration wurden zu-
rückliegende Zugeständnisse in der Handelspolitik ursächlich 
für die Krise der USA dargestellt, womit Zweifel an den eigenen 
Handlungskapazitäten in den Hintergrund rückten.
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seit Obama ihre Aufgabe nicht in einem 
Decline-Management, sondern darin, die 
Hegemonie der USA unter geschwunde-
nen Machtressourcen zu verteidigen. Im 
Gegensatz zur Trump-Administration ist 
sich die Biden-Administration jener wech-
selseitigen Abhängigkeit sehr wohl be-
wusst, die überhaupt erst den euroatlanti-
schen Raum als Kern der westlichen Welt 
konstituiert. Die globalpolitische Konkur-
renz mit China und das sich andeutende 
Projekt der Biden-Administration, «to re
store dignified leadership at home and re-
spected leadership on the world stage» (Bi-
den 2020), können auf eine Erweiterung 
der eigenen Machtressourcen kaum ver-
zichten. «Joe Biden believes that economic 
security is national security. That is why, as 
president, Biden will pursue a foreign policy 
for the middle class. To win the competition 
for the future against China or anyone else, 
we must sharpen our innovative edge and 
unite the economic might of democracies 
around the world to counter abusive econo-
mic practices.» (Ebd.)

Früh zeichnete sich ab, dass sich die US-Au-
ßenpolitik ihrer Form nach am traditionellen 
Konsensus der US-Außenpolitik orientieren, 
aber die nach Trump veränderte Ausgans-
lage als Basis nehmen würde (vgl. Wright 
2020). In anderen Worten: eine Politik wie 
jene der Obama-Administration, aber nicht 
die Politik der Obama-Administration. Eine 
Außenpolitik, die auf eine dialogische Ein-
bindung der EU setzt und dazu ein höheres 
Maß an transatlantischer Loyalität signali-
siert, aber dafür ihrerseits eine stärkere eu-
ropäische Mitwirkung an zentralen Projek-
ten der US-Außenpolitik einfordert. 
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ALLE BETEILIGTEN, DASS EINE 

RESTAURATION DER TRANS

ATLANTISCHEN ORDNUNG  

NACH JAHREN DER TRUMP- 

ADMINISTRATION UND DEN 

VERÄNDERUNGEN IM 

WELTSYSTEM KEINE BLOSSE 

RÜCKKEHR ZUM ALTEN  

STATUS QUO SEIN KANN.  

DIESE EINSICHT WURDE  

VOR ALLEM VON US-PRÄSIDENT 

BIDEN STRATEGISCH BEMÜHT.



51

Wie die zitierte Rede der deutschen Ver-
teidigungsministerin zeigt, antizipierte die 
deutsche Außenpolitik im Spätherbst 2020 
die konzeptionelle Stoßrichtung der US-Po-
litik, die sich in den letzten Monaten weiter 
verfestigt hat. So zeigten sich auf der jüngs-
ten Münchner Sicherheitskonferenz – die 
coronabedingt im Kurzformat abgehalten 
wurde – die hohen Erwartungen wie auch 
die Widersprüche. Entgegen den sonsti-
gen Gepflogenheiten waren dieses Mal 
Akteure nicht westlicher Staaten nicht zu 
Gast. Anknüpfend an das Motto der Tagung 
von 2020 «Westlessness» ging es nun um 
«Beyond Westlessness», also darum, auf 
der normativen Ebene den Westen konzep-
tionell durch verstärke Zusammenarbeit 
und Abstimmungen über die großen Her-
ausforderungen – etwa die (weit gefasste) 
Verteidigung westlicher Demokratien, der 
Klimawandel und die Bekämpfung der Co-
rona-Pandemie – wiederherzustellen (vgl. 
Bunde 2021: 5). Während sich alle Anwe-
senden über eine Restauration des Wes-
tens im Grundsatz einig waren, offenbarten 
sich auf der konkreten Ebene zumindest 
implizit Unterschiede, was darunter zu ver-
stehen ist, und vor allem, wie und mit wel-
chem Einsatz das von wem zu erreichen 
ist. Nüchtern konstatierten alle Beteiligten, 
dass eine Restauration der transatlanti-
schen Ordnung nach Jahren der Trump-Ad-
ministration und den Veränderungen im 
Weltsystem keine bloße Rückkehr zum al-
ten Status quo sein könne. Diese Einsicht 
wurde vor allem von US-Präsident Biden 
strategisch bemüht, um von den Staaten 
der EU mehr Engagement bei den globalen 
sicherheitspolitischen Herausforderungen, 
das heißt für die US-Außenpolitik einzufor-

dern, die die strategischen Herausforde-
rungen primär in der hegemoniepolitischen 
Konkurrenz mit Russland und China sieht. 
Dadurch wächst der Druck auf die EU-Staa-
ten, nicht nur eine einheitlichere Außen-
politik zu formulieren und selbst konkrete 
Vorschläge zur Wiederbelebung der trans
atlantischen Partnerschaft zu unterbreiten. 
Vielmehr reicht der Erwartungshorizont bis 
hin zur Formulierung einer «joint Western 
grand strategy», was sich in den Worten 
«America is back, but where is Europe?» 
verdichtet (vgl. ebd.: 15). In diesem Kontext 
betonte Bundeskanzlerin Merkel, dass die 
transatlantischen Partner mit neuen Wellen 
von nationalistischen und populistischen 
Kräften konfrontiert würden, wenn sie sich 
nicht den neuen Anforderungen stellten 
und die Partnerschaft zum Laufen brächten 
(vgl. ebd.: 16).

Die Klage über zu geringe Beiträge Europas 
zur transatlantischen Partnerschaft wird in-
zwischen gebetsmühlenartig vorgebracht; 
dies gilt sowohl quantitativ im Sinne des 
Verfehlens des Zwei-Prozent-Ziels für die 
NATO als auch in Bezug auf die mangeln-
de Einigkeit der europäischen Akteure in 
der Formulierung europäischer außenpo-
litischer Interessen. Wie allerdings der Ar-
gumentationsgang dieser Studie gezeigt 
hat, können selbst die Herrschenden eine 
europäische Einheit in der Außenpolitik 
nur bedingt durch normative Appelle her-
stellen, wenn sie die strukturellen Grenzen 
der wettbewerbsstaatlichen europäischen 
Integrationsweise außer Acht lassen. Die-
se Erkenntnis gilt es in den Schlussfolge-
rungen noch einmal aufzugreifen und frie-
denspolitisch zu pointieren.
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SCHLUSS: AUSSENPOLITIK  
OHNE TRANSFORMATION  
DER INTEGRATIONSWEISE?

In den letzten Jahren hatte sich mit dem 
Angriff der Trump-Administration auf die 
multilateralen Strukturen der Weltord-
nung die Krise der EU verschärft, denn sie 
selbst hatte sich historisch komplemen-
tär zur auf Multilateralismus basierenden 
US-Hegemonie etabliert. Die Rückkehr zu 
einer (zumindest gegenüber den Verbün-
deten) stärker multilateral ausgerichteten 
US-Außenpolitik entspannt daher nicht 
nur das Feld der transatlantischen Bezie-
hungen an sich zumindest zeitweilig, son-
dern reduziert indirekt auch den Druck auf 
die EU. Daraus dürfte sich in der deutschen 
Außenpolitik eine erhebliche Bereitschaft 
speisen, mit den USA bei für sie zentralen 
Projekten, wie zum Beispiel der Konkur-
renz mit China, zu kooperieren und auch 
den Ausbau der eigenen Rüstungsausga-
ben im Rahmen der NATO weiter voranzu-
treiben. Doch, wie oben ausgeführt, ent-
springen außenpolitische Interessen nicht 
allein der äußeren Bedingungskonstella
tion von Staatlichkeit, sondern auch der ei-
genen Staatslogik. Insofern die EU jedoch 
weder ein Staat noch ein unverbundenes 
Konglomerat von Einzelstaaten ist, ist der 
Schlüssel zum Verständnis ihrer Außen-
politik die Analyse der sie prägenden In-
tegrationsweise. Die Form und Tragweite 
der außenpolitischen Integrationsschritte 

sowie ihre inhaltliche Ausrichtung korres
pondieren mit der Integrationsweise der 
EU und deren inneren wie äußeren Wider-
sprüchen. 

Die seit den 1990er Jahren entwickelten 
Nachbarschaftspolitiken der EU sind we-
sentlich von dem Bestreben gekennzeich-
net gewesen, zentrale Elemente der wett-
bewerbsstaatlichen Integrationsweise der 
Union auf die Beziehungen mit ihren Nach-
barstaaten zu übertragen. Hier schien die 
EU ihr ganzes ökonomisches Gewicht aus-
spielen zu können. Nicht nur ist die EU im 
Weltmaßstab einer der größten ökono-
mischen Player, sondern ihre eigene Inte-
gration ist auf diesem Feld qualitativ am 
stärksten ausgeprägt. Ihre realen militäri-
schen Kapazitäten bilden nicht ihr ökono-
misches Gewicht in der Welt ab – dieser 
Gedanke stand auch hinter den Bestrebun-
gen, die EU zu einem eigenständigeren 
geopolitischen Akteur zu machen. 

Allerdings beruht die ökonomische Stärke 
der EU nicht nur auf ihrer schieren Markt-
größe, sondern auch auf der inneren Diffe-
renzierung dieses Markts in Regionen mit 
unterschiedlichen Produktivitätsniveaus, 
technologischen Entwicklungsständen, 
Lebensstandards etc., die den führenden 
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Konzernen eine optimale Nutzung kompa-
rativer Wettbewerbsvorteile innerhalb ei-
nes Markts erlaubt. Damit einher gehen je-
doch erhebliche Differenzen zwischen den 
Handels-, Kapital- und Leistungsbilanzen 
sowie große Unterschiede hinsichtlich Ver-
schuldung, Arbeitslosigkeit und Lebens-
standard in den einzelnen Regionen und 
Nationalstaaten der Union. Der offenkun-
dige und breit diskutierte Gegensatz zwi-
schen europäischem Zentrum und europä-
ischer Peripherie hat insbesondere seit der 
Eurokrise den Prozess der europäischen In-
tegration in eine tiefe Krise gestürzt. Spä-
testens seit der Griechenlandkrise ist die 
Revision einzelner Integrationsschritte 
denkbar geworden und hat weltpolitische 
Ambitionen in den Hintergrund rücken las-
sen. Allerdings bilden nicht nur das ausge-
prägte Zentrum-Peripherie-Verhältnis und 
die aus ihm entspringenden Krisenpro-
zesse ein Hindernis für die EU, im global-
politischen Maßstab einheitlicher agieren 
zu können. Die neoliberal-wettbewerbs-
staatliche Integrationsweise der EU setzt 
einer weiteren Vertiefung der EU inhären-
te Grenzen, und die Konkurrenz der natio-
nalen Wettbewerbsstaaten untereinander 
trägt erheblich dazu bei, das nationalstaat-
liche Interessendivergenzen fortbestehen, 
wenn es um die Formulierung einer ein-
heitlichen EU-Außen- und Sicherheitspo-
litik geht. Denn die in der Union nicht nur 
miteinander verbundenen, sondern kon-
kurrierenden EU-Staaten sind ökonomisch 
höchst unterschiedlich mit außereuropäi-
schen Regionen verbunden, weisen unter-
schiedliche Export- und Importstrukturen 
auf, haben unterschiedliche ausländische 
Märkte und sind in der internationalen Ar-

beitsteilung unterschiedlich positioniert – 
all dies wirkt sich strukturell auf ihre geo- 
und außenpolitischen Staatslogiken aus.

Allerdings deuten die bereits bestehende 
europäische militärische Zusammenarbeit 
und namentlich die PESCO darauf hin, dass 
die EU den Gedanken an eine längerfristige 
militärische Komponente und eine stärke-
re Unabhängigkeit nicht aufgegeben hat. 
Sie bleiben als Optionen präsent. Zudem 
ist das Bestreben nach einer stärkeren au-
ßenpolitischen Unabhängigkeit der Union 
in ihren Mitgliedsstaaten unterschiedlich 
ausgeprägt, in Frankreich zum Beispiel 
deutlich stärker als in Deutschland. Inso-
fern sind Initiativen wie die PESCO letztlich 
Kompromisse, die das politische Kräftever-
hältnis zwischen den Akteuren und dem 
sich daraus ergebenden gemeinsamen 
Nenner zwischen den widerstreitenden 
Positionen abbilden. Da die PESCO im We-
sentlichen eine (rüstungs-)industriepoliti-
sche Initiative darstellt, kann sie sowohl in 
den Dienst einer stärker unabhängigen als 
auch einer stärker transatlantisch ausge-
richteten EU gestellt werden und dürfte da-
her auf absehbare Zeit nicht zum Opfer von 
Richtungskämpfen beider Lager werden. 
Aufgrund der fortbestehenden Schwäche 
der EU auf den klassischen Feldern der Mi-
litär- und Sicherheitspolitik, die weiterhin 
primär von der NATO determiniert werden, 
bleibt daher die kritische Auseinanderset-
zung mit der PESCO eine entscheidende 
friedenspolitische Aufgabe, wenn es um  
die Rolle der EU geht. Dazu gilt es, friedens-
politische Forderungen in einem noch stär-
keren Maße als bisher mit ökonomischen  
Forderungen zu verbinden. Es ist gerade 
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im Kontext der Corona-Krise sinnvoll, das 
Zwei-Prozent-Ziel der NATO-Staaten infra-
ge zu stellen und die PESCO zu kritisieren. 
Doch zugleich ist die industriepolitische 
Perspektive mitzubedenken: Wo im Kon-
text der neoliberalen Integrationsweise der 
EU die Möglichkeiten einer gemeinsamen 
Industriepolitik nur eingeschränkt gege-
ben sind, können Initiativen wie die PESCO 
als Blaupausen für eine neue Industriepoli-
tik instrumentalisiert werden. Allerdings ist 
es zum jetzigen Zeitpunkt zu früh, um von 
einer irreversiblen Wende hin zu einer ak-
tiven postneoliberalen Industriepolitik aus-
zugehen oder gar zu behaupten, der Rüs-

tungssektor würde hier bereits absehbar 
zum neuen Leitsektor auserkoren. 

Neoliberalimusimmanent gibt es relativ 
wenige Felder, die für eine aktive Industrie
politik überhaupt infrage kommen. His-
torisch haben sich sicherheitspolitische 
Argumentationen wiederholt als wirk-
mächtig erwiesen, wo kapitalistische Pro-
fitlogiken unmittelbar außer Kraft zu setzen 
und aktive Industriepolitiken zu forcieren 
waren. Gegenwärtig ist es aber nicht die 
Rüstung, sondern sind es primär Fragen 
der Regulierung der ökologischen Krise so-
wie der Konkurrenz mit China und den USA 
sowie Herausforderungen im Bereich des 
Digitalen und der «Industrie 4.0», die sich 
als Triebkräfte hin zu einem Revival von In-
dustriepolitik erwiesen haben. Doch auch 
hier schwingt das Momentum geopoliti-
scher Konkurrenz mindestens implizit mit. 
Wer also nicht möchte, dass ausgerech-
net die PESCO zu einem Kondensations-
keim einer postneoliberalen europäischen 
Industriepolitik avanciert, wenn geopoli-
tische Logiken ein stärkeres Gewicht er-
halten, braucht möglichst frühzeitig eine 
konkrete Vision einer eigenen alternativen 
postneoliberalen Industriepolitik. Letzte-
re müsste im Rahmen einer grundlegen-
den sozialökologischen Transformations-
strategie auch immer ihre ungewollten 
geopolitischen Implikationen mitbeden-
ken. Eine solche Strategie müsste zudem 
einen Mechanismus entwickeln, der das 
EU-interne Zentrum-Peripherie-Verhältnis 
kurzfristig durch starke Ausgleichs- und 
Transfermechanismen abmildert und lang-
fristig das ökonomische Gefälle zwischen 
beiden egalisiert. Diese innere Stabilisie-
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rung der EU setzt aber nicht nur voraus, 
die Hegemonialansprüche der führenden 
Staaten der EU gegenüber ihrer inneren 
Peripherie zu hinterfragen, sondern erfor-
dert vielmehr noch eine Überwindung der 
wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise 
der EU, die in ihrem Kern auf der unions-
internen Konkurrenz der nationalen Wett-
bewerbsstaaten miteinander basiert. Eine 
emanzipatorische Transformation der Inte-
grationsweise der EU würde auch auf die 
Nachbarschaftspolitiken der EU ausstrah-
len, sie könnten dann kaum mehr vom dis-
ziplinär-neoliberalen Paradigma geleitet 
werden. 

Es gilt als zentrale Konklusion festzuhalten: 
Anstatt die Außenpolitik unverbunden von 
ihrer gesellschaftlichen Bedingtheit zu be-
trachten, sie geradezu selbstreferenziell in 
den Fokus zu setzen, sollten analytisch wie 
emanzipatorisch andere Fragen gestellt 
werden. In welcher Integrationsweise wä-
re eine friedenspolitisch emanzipatorische 
europäische Außenpolitik möglich? Wel-
che Konturen müsste eine solche Integra-
tionsweise haben, damit eine europäische 
Außenpolitik überhaupt bzw. eine andere 
Außenpolitik möglich ist?

Es mag auf höchster Abstraktionsebe-
ne nicht falsch sein zu begrüßen, wenn 
sich die EU als politische Akteurin mit ei-
genständigen Interessen, Zielen und Wer-
ten verstünde (vgl. Höhn 2021). Doch die 
konkreten Fragen nach dem Integrations-
modus der EU und nach der Gestalt und 
Stoßrichtung ihrer Einbindung in die trans
atlantische Ordnung bedürften der hinrei-
chenden Klärung. Und abhängig von die-

ser Klärung hätte die Antwort auszufallen. 
Ist es daher zielführend, sich heute von eu-
ropäischen Streitkräften erhebliche Ein-
spar- und Abrüstungspotenziale zu erhof-
fen (vgl. ebd.)? Auch die Forderung nach 
einer Republik Europa, oder bescheidener: 
nach weiteren Integrationsschritten, um 
Kriege zwischen ihren Staaten vollends zu 
verunmöglichen, bleibt zumindest so lange 
ein rein normatives Postulat, wie nicht die 
Frage nach der Integrationsweise gestellt 
wird, der die konkrete Staatslogik der EU 
entspringt. Wenn «der Ruf nach einer grö-
ßeren strategischen Unabhängigkeit der 
EU von den Vereinigten Staaten eine tie-
fere Verständigung innerhalb der EU über 
sicherheitspolitische Aspekte unumgäng-
lich» (ebd.) macht, dann drängt sich die 
Frage der Integrationsweise in besonde-
rem Maße auf. 

Ebenso lässt der reale geopolitische Kon-
text und vor allem seine Wahrnehmung 
durch führende außenpolitische Eliten-
akteure (siehe Exkurs) es fraglich erschei-
nen, ob eine europäische Armee wirk-
lich mit Abrüstungsschritten einherginge, 
bloß weil es Synergieeffekte bei der Fu-
sion nationaler Streitkräfte gäbe. Zu-
dem ist Rüstung keine rein quantitative 
Frage. Europäische Streitkräfte würden 
sehr wahrscheinlich komplementär zur 
US-amerikanisch-chinesischen Konkur-
renz ausgerichtet – anderenfalls würden 
die stärker transatlantisch orientierten Mit-
gliedsstaaten dem Vorhaben nicht zustim-
men; und selbst im Falle einer größeren 
strategischen Autonomie Europas stünden 
sie im Dienste einer EU, deren gegenwär-
tige Integrationsweise und die daraus fol-
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gende Staatslogik sie nicht dafür prädesti-
nieren, eine glaubhafte friedenspolitische 
Akteurin zu sein: Die freihandelspolitische 
Nutzung der Unterschiede in den Produk-
tivitätsniveaus der verschiedenen Volks-
wirtschaften in ihrer Nachbarschaft und 
auf dem Weltmarkt mag für die EU-Staaten 
von unmittelbarem ökonomischen Vorteil 
sein, doch sie stellt wesentlich eine Über-
nutzung eigener Wettbewerbsvorteile dar 
und destabilisiert so die sozialen und poli-
tischen Beziehungen ihrer Handelspartner. 
Zudem liegen die eigentlichen Herausfor-
derungen für die EU anderswo: Die wett-
bewerbsstaatliche Integrationsweise ver-
stärkt Wettbewerb gerade auch im Inneren 
zwischen den ungleichen Mitgliedsstaa-
ten. Sie befördert zuweilen auch Desinte
grationstendenzen innerhalb der Union, 
wie das Beispiel Großbritannien zeigt, das 
nun mit dem Austritt aus der EU als Natio-
nalstaat, angelehnt an die USA, eine kom-
plementäre und zugleich aktivere Rolle 
nicht zuletzt in der pazifischen Konkurrenz 
sucht (vgl. HM Government 2021).

Dennoch: Die gescheiterten EU-Nachbar-
schaftspolitiken und die zu Stellvertreter-
kriegen eskalierten Konflikte in der me-
diterranen Nachbarschaft der EU lassen 
es im Grunde nicht zu, eine veränderte 
EU-Außenpolitik erst von einer Transfor-
mation der Integrationsweise der EU ab-
hängig zu machen. In jenen Regionen, in 
denen sie Interessen verfolgt, sollte sie so-
wohl mit lokalen als auch mit auswärtigen 
Akteuren, die dort ebenfalls ihre Interes-
sen verfolgen, feste Dialogstrukturen eta-
blieren. Im Falle von Krisen sind sie nicht 
einzufrieren, auch nicht im Falle Russ-

lands. Außen- und sicherheitspolitische 
Fragen sind immer auch aus den Augen 
der anderen zu betrachten, dies hilft so-
wohl bei der Antizipation als auch bei der 
Bearbeitung von Krisen. Eine linke europä-
ische Außenpolitik sollte ganz grundsätz-
lich das im globalen Maßstab begrenzte 
militärische Potenzial der EU zur Kenntnis 
nehmen und daraus den normativ-realpo-
litischen Anspruch entwickeln, in seiner 
Nachbarschaft auf Interessenausgleich 
und Dialog hinzuwirken, ohne dabei den 
Anspruch zu verfolgen, die angrenzenden 
Staaten, namentlich ihre Staatszivilgesell-
schaftsblöcke nach eigenen Vorstellungen 
durchformen zu wollen. Dem sind ohnehin 
erhebliche realpolitische Grenzen gesetzt, 
insofern die EU vor allem mit ihrer inneren  
Krise und der unklaren Zukunft ihrer Inte
grationsweise zu kämpfen hat. Es stellt sich 
folglich ausblickend die Frage, inwieweit 
für den euromediterranen Raum anstelle 
der gescheiterten EU-Nachbarschaftspoli-
tiken und der konkurrierenden einzelstaat-
lichen Politiken ihrer Mitgliedsländer ein an 
die Erfahrungen der Konferenz für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
angelehnter Prozess denkbar wäre. Dies 
entspräche den realen Handlungskapazitä-
ten der EU und böte einen zivilen Rahmen, 
um zumindest lokale und regionale Kon-
flikte in der Region rechtzeitig einzuhegen, 
ehe sie zu Stellvertreterkonflikten eskalie-
ren, in denen die EU von größeren konkur-
rierenden Mächten ohnehin schnell in eine 
randständige Position gedrängt wird.
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«Die neoliberal-

wettbewerbsstaatliche  

Integrationsweise der EU  

trägt erheblich dazu bei,  

dass nationalstaatliche  

Interessendivergenzen  

fortbestehen, wenn es um  

die Formulierung einer ein- 

heitlichen EU-Außen- und 

Sicherheitspolitik geht.»
Axel Gehring
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